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Seit Einführung der neuen Kommunalverfassung am 17.10.1994 wurden insgesamt 305 Bürgerbegehren auf den Weg ge-
bracht. In 55 Fällen machte sich der Rat das Bürgerbegehren zu eigen. In 98 Fällen ist es zu einem Bürgerentscheid gekom-
men. 
 
Die Bürgerbegehren und Bürgerentscheide befassten sich mit fast allen Themen der örtlichen Gemeinschaft. Die meisten Fälle 
bezogen sich auf Entscheidungen über 
 

• Erholungs-, Freizeit-, Sportangelegenheiten (69) 
 
• Verkehrsangelegenheiten (54) 

 
• Wohnungs-, Bau- und Grundstücksangelegenheiten (51) 
 
• Schulangelegenheiten (32) und 

 
• Umwelt-, insbesondere Abfallentsorgungsangelegenheiten (26). 

 
 
Die Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen machen im Ländervergleich nach Bayern am häufigsten von Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheid Gebrauch.  
 
Die nachfolgenden Übersichten enthalten die genauen Zahlen für Nordrhein-Westfalen und die einzelnen Regierungsbezirke. 
 



Stand:30.06.04

Bürgerbegehren

Zeitraum

Erholung, 
Freizeit, 
Sport Schule Verkehr Umwelt /Abfall

Wohnungsbau, 
Bau, 
Grundstück sonstiges Summe

10 /1994 bis 08 /1999 30 25 38 14 23 15 145
09 /1999 bis 06 /2000 4 0 3 3 4 8 22
07 /2000 bis 06 /2001 8 0 5 3 14 8 38
07 /2001 bis 06 /2002 7 0 3 4 7 6 27
07/2002 bis 06/2003 13 5 4 1 2 12 37
07/2003 bis 06/2004 7 2 1 1 1 24 36
Summe 69 32 54 26 51 73 305

Die Tabelle "Themen" erfasst alle im Berichtszeitraum eingereichten Bürgerbegehren. Der Tabelle ist nicht zu entnehmen, in welcher Weise 
diese Bürgerbegehren ihren Abschluss gefunden haben.

Bürgerbegehren
Unzulässigkeitsgründe (Mehrfachnennungen möglich)

§ betroffene Bürgerbegehren § betroffene Bürgerbegehren 
26 Abs. 1 5 26 Abs. 5 Nr. 4 0
26 Abs. 2 52 26 Abs. 5 Nr. 5 9
26 Abs. 3 22 26 Abs. 5 Nr. 6 4
26 Abs. 4 14 26 Abs. 5 Nr. 7 0
26 Abs. 5 1 26 Abs. 5 Nr. 8 7
26 Abs. 5 Nr. 1 5 26 Abs. 5 Nr. 9 5
26 Abs. 5 Nr. 2 0 26 Abs. 5 Nr. 10 0
26 Abs. 5 Nr. 3 8 26 Abs. 9 2

Themen



Stand:30.06.04

Bürgerbegehren / Erledigung Bürgerentscheid / Erledigung

Zeitraum unzulässig
wurde ent-
sprochen Kompromiss

zurück-
gezogen

noch nicht 
abgeschlossen Summe

erfolg-
reich

nicht er-
folgreich

Bürgerent-
scheide Summe

10 /1994 bis 08 /1999 42 27 6 8 0 83 18 33 0 51
09 /1999 bis 06 /2000 12 6 0 0 0 18 1 3 0 4
07 /2000 bis 06 /2001 21 9 2 0 0 32 6 7 0 13
07 /2001 bis 06 /2002 14 3 2 1 0 27 4 2 0 6
07 /2002 bis 06 /2003 11 5 2 3 0 21 9 7 0 16
07 /2003 bis 06 /2004 16 5 2 1 4 28 1 7 0 8
Summe 116 55 14 13 4 202 39 59 0 98

gefunden haben, unabhängig davon, ob das jeweilige Bürgerbegehren im Berichtszeitraum oder davor eingereicht 
worden ist. 

Die Tabelle "Erledigung" erfasst alle Bürgerbegehren und Bürgerentscheide, die im Berichtszeitraum ihre Erledigung 
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Verzeichnis der Bürgerbegehren und Bürgerentscheide Nordrhein-Westfalen   

Regierungsbezirk Arnsberg                           
 

Bürgerbegehren 
 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis 

- Thema /Fragestellung 
- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)  

- Datum der Entscheidung über die 
Zulässigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen 
Verfahren) 

1.  Bochum -  Erhalt des Stadtbades 
-  21.03.1996 

- 27.06.1996 
- zulässig, Quorum erreicht 
Σ OB hat am 02.07.1996 Beschluß bean-
standet , Rat ist bei seiner Entscheidung 
geblieben, im Ergebnis: unzulässig 

--- 
 
 
 

--- 

Ratsbeschluß vom 27.06.1996 mit Verfügung der 
Bezirksregierung Arnsberg vom 22.10.1996 aufge-
hoben. 
- Unterschriften ungültig, da kein Geb.-Datum 

(nur Alter) 
- Kein Kostendeckungsvorschlag. Klageschrift 

des Rates vom 02.12.1996 am 05.12.1996  
zugestellt. 

Die Klage gegen die kommunalaufsichtliche Verfü-
gung wurde vom VG Gelsenkirchen mit Urteil vom 
16.10.1998 (15 K 7944/96) abgewiesen. 

2.  Bochum - gegen die Ver- und Rückmietung 
des Bochumer Kanalnetzes (US-
CrossBorder-Leasing) 

- 21.02.2003 

- 09.03.2003   
    zulässig  
    Σ Dem BB wird nicht entsprochen, weil        
   ihm   überwiegend öffentliche Belange  
        entgegenstehen 
 
 

Es wurde kein  
Bürgerentscheid    
durchgeführt. 

Klageerhebung durch die Bürgerinitiative beim VG 
Gelsenkirchen am 16.05.2003. Die Stadt beantragt 
die Klage abzuweisen. 
Eine Entscheidung liegt noch nicht vor  
(Az.: 15 K 2526/03). 

3.  Dortmund -  Neues Abfallbeseitigungskonzept 
ohne Müllverbrennung 

 

--- 
 
 

--- 

--- 
 
 

--- 

Seit 1995 Unterschriftensammlung. Bisher Quorum 
nicht erreicht. Keine weiteren Aktivitäten der Bür-
gerinitiative, da Müllverbrennung künftig in der 
MVA Hamm erfolgen wird. 
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4.  Dortmund - Erhalt städtischer Hortplätze 
- 5.12.2002 

- 30.1.2003 
- zulässig  
Dem Begehren wurde entsprochen 

-   

5.  Dortmund - Erhalt von Grundschulen, die nur 1 
Klasse pro Jahr aufnehmen kön-
nen 

- 5.12.2002 

- 30.1.2003 
- zulässig,  
Dem Begehren wurde entsprochen 

-   

6.  Hagen - Verhinderung des Abrisses des 
Rathauses 

- 15.08.2000 

- 31.08.2000 
- zulässig 

- 22.10.2000 
- 19 744 Bürger stimm-

ten für den Bürger-
entscheid, 
21 788 dagegen 

Im Vorfeld hatte die Bürgerinitiative versucht, ge-
richtlich die Stadt  zu einer Gegendarstellung bzw. 
zu  einer Verschiebung des Termins zu zwingen. 
Die beim Verwaltungsgericht in Arnsberg gestellten 
Anträge hatten keinen Erfolg. 

7.  Hamm -  Verkauf eines städt. Grundstückes 
„Santa-Monica-Pl.“ 

 

- 23.10.1996 
- zulässig 

--- 
 

--- 

Kompromiß zwischen Rat und Bürgerinitiative, 
damit Bürgerentscheid nicht notwendig. 
Die Angelegenheit ist damit erledigt. 

8.  Hamm - Für den Erhalt des kommunalen 
Besitzes an den Stadtwerken Hamm  
GmbH 

- 26.03.01 

- 02.05.01 
- zulässig 
- Rat folgte dem Begehren nicht 

- ? 
- Abstimmungsbeteili-

gung: 27,73% 
Davon 22 % Punkte für 
das Begehren und 5,73 % 
Punkte dagegen.    
    

 

9.   
 
 
 
 
 

Herne - Erhalt und Sanierung des Sommer-
bades „Bergstraße“ und des Hallen-
bades „Herne Mitte“. (Bürger für Bä-
der) 

- 27.05.1998  

- 25.08.1998  
- zulässig 

- 08.11.1998  
- nicht erfolgreich 
Mehrheit nach § 26 Abs. 7 
GO NW nicht erreicht 
127.093 Absti.berechtigte; 
17.840 Stimmabgaben; 
14% Beteiligungsquote. 
 

 
 

10.  Stadt 
Schwelm 
(Ennepe-
Ruhr-Kreis) 

-  Parkraumbewirtschaftung 
-  10./11.07.1995 

- 23.11.1995 
- unzulässig  
  Σ kein Kostendeckungsvorschlag 

--- 
 

--- 

Bisher keine weiteren Initiativen. 
 

--- 
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11.  Stadt 

Sprockhövel 
(Ennepe-
Ruhr-Kreis) 

- Nutzung des Bürgerhauses als 
Grundschule 

-  30.06.1995 

- 14.09.1996 
- zulässig 

- ? 
- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht. 
 

Bisher keine weiteren Initiativen. 

12.  Stadt Witten 
(Ennepe-
Ruhr-Kreis) 

- Bebauung des Rathausplatzes mit 
Geschäftshäusern 

-  25.02.1997 

- 21.04.1997 
- zulässig 

- 22.06.1997  
- erfolgreich 
25.182 Stimmen gegen 
Beschluss des Rates Dies 
entspricht 31,04 % der 
Wahlberechtigten.  

 

13. Witten 
(Ennepe-
Ruhr-Kreis) 
 
 

- Für den Erhalt des Stadtbades in 
Witten „Rettet das Stadtbad“ Habitat 
Forum Witten 

- 02.12.2002 

- 09.12.2002 
- unzulässig 
      Σ Kostendeckungsvorschlag ist nicht         
    ausreichend 
      Σ Grundsatz der Bestimmtheit nicht           
     gewahrt 
      Σ Fristablauf 

- Der Widerspruch vom 08.01.2003 gegen die Ent-
scheidung des Rates wurde durch Ratsbeschluss 
vom 12.03.2003 zurückgewiesen. Das Bürgerbe-
gehren hat Klage beim Verwaltungsgericht Arns-
berg eingereicht (12 K 1054/03). 

14. 
 
 
 

Stadt 
Schmallen-
berg  
(Hoch-
sauerland-
kreis) 

- Gegen den Verkauf eines Grundstü-
ckes zur Errichtung eines Biomasse-
Heizkraftwerkes 

- 08.11.01 

- 18.12.2001 
- unzulässig 
     Σ kein Kostendeckungsvorschlag 
     Σ Eingriff in ein förmliches Verfahren (§      
         26 Abs. 5 Nr. 5)  
     Σ Stadt nicht Eigentümerin des Grund-       
          stücks 
 

 Widerspruch wurde vom Rat am 06.02.2002 zu-
rückgewiesen. Klage wurde nicht erhoben. 

15. Stadt Win-
terberg 
(Hoch- 
sauerland- 
kreis) 
 

- Parkraumbewirtschaftung 
- 30.01.1998 

- 26.02.1998 
- unzulässig 
     Σ kein Kostendeckungsvorschlag 

 Der Widerspruch vom 14.04.1998 (Widerspruchs-
begründung vom 28.10.1998) wurde mit Schreiben 
vom 27.11.1998 kommentarlos zurückgezogen.  
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16. Stadt Halver 
(Märkischer 
Kreis) 

- Müllentsorgung 2001 
- 11.12.2000 

- 17.01.2001 
- unzulässig 
     Σ Fragen nicht eindeutig und hinrei -           
        chend bestimmt 
     Σ kein Kostendeckungsvorschlag 
 
 

--- 
 

--- 

Der Widerspruch vom 13.02.2001 gegen die Ent-
scheidung des Rates wurde durch Ratsbeschluss 
vom 02.04.2001 zurückgewiesen. Das Bürgerbe-
gehren hat Klage beim VG Arnsberg eingereicht  
(12 K 1968/1). 
Mündliche Verhandlung am 20.9.2002: 
Klage wurde zurückgenommen 

17. Stadt Kiers-
pe 
(Märkischer 
Kreis) 

- Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 
10 "EKZ Wildenkuhlen" 

- 10.05.2000 

- 06.06.2000 
- zulässig 
- 29.08.2000 
- Beschluss, das Konzept mit dem Gewer-

beverein, dem Einzelhandelsverband, der 
SIHK und der Bezirksregierung abzustim-
men. 

 
 

 Ratsbeschluss zur Begründetheit in der Sitzung am 
29.08.2000  
 
 
 
 
 
 

18. Stadt Men-
den 
(Märkischer 
Kreis) 

- Gegen die zur Verfügung Stellung 
von städtischen Grundstücken an ei-
nen Investor zum Zwecke der Er-
schließung und/oder Erweiterung des 
Bahnhofsgeländes 

- 08.02.2000 
 
 

- 14.03.2000 
- unzulässig 
 Σ Quorum nicht erreicht 
 Σ Vier Vertreter benannt 

--- 
 

--- 

Widerspruch wurde nicht erhoben. 

19. Stadt Men-
den 
(Märkischer 
Kreis) 
 
 

- Gegen Abbau von Sozialleistungen 
im Jugend- und Sozialbereich 

- 02.05.2000 
 
 

- 06.06.2000 
- unzulässig 
 Σ Kostendeckungsvorschlag ist nicht 
 ausreichend  

--- 
 

--- 

Widerspruch wurde nicht erhoben. 

20. Stadt Plet-
tenberg 
(Märkischer 
Kreis ) 
 

- Erhalt des Frei- und Hallenbades  
- 16.09.1998 
 
 
 

- 06.10.1998  
- zulässig 
 

- 15.11.1998  
- nicht erfolgreich  
Mehrheit gem. § 26 Abs. 7 
GO NW nicht erreicht. 
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21. Stadt Plet-

tenberg 
(Märkischer 
Kreis) 

- Sanierung des Theaters und kein 
Abriss 

- 16.09.1998 
 
 

- 03.11.1998  
- zulässig 

- 31.01.1999  
- nicht erfolgreich 
Mehrheit gem. § 26 Abs. 7 
GO NW nicht erreicht. 

 

22. Kreis Olpe - Verkauf der Geschäftsanteile des 
Kreises an der VWS AG 

- 17.10.2003 

- 10.11.2003 
- zulässig 

- 21.12.2003 
- nicht erfolgreich 

 

23. Stadt Olpe 
(Kreis Olpe) 

- Erhalt der bestehenden Freibadanla-
ge 

- 02.05.2001 
 
 

- 28.05.2001 
- zulässig 

- 26.08.01 
- erfolgreich 
 
 

 

24. Kreis Sie-
gen-
Wittgen-
stein 

- Verkauf der Verkehrsbetriebe West-
falen-Süd AG 

- 17.10.2003 
 

- 07.11.2003 
- Bürgerbegehren ist zulässig 

- 21.12.2003 
- nicht erfolgreich 
Die erforderlichen 20% 
Ja-Stimmen von der 
Gesamtzahl der Abstim-
mungsberechtigten 
wurden nicht erreicht. 

Ausschreibungsverfahren zum Verkauf der 
Verkehrsbetriebe Westfalen-Süd AG läuft. 

25. Stadt Bad 
Berleburg 
(Kreis Sie-
gen-
Wittgen-
stein) 

- Innerstädtische Verkehrsführung  
- 12.05.1999 

- 07.06.1999 
- zulässig 

- vom 29.07. bis 
04.08.1999 

- nicht erfolgreich 
Mehrheit gem. § 28 Abs. 7 
GO NRW nicht erreicht. 
  

Die Stadt Bad Berleburg beabsichtigte, eine Sat-
zung zur Durchführung von Bürgerentscheiden zu 
erlassen. Hiergegen hat das Bürgerbegehren 
Unterlassungsklage beim VG Arnsberg - 12 L 
908/99- erhoben. Wurde vom VG Arnsberg mit 
Beschluss vom 02.07.199 abgelehnt. Die Berufung 
blieb ohne Erfolg (OVG Münster, 28.07.1999 – 15 
B 1360/99). Gegen die zwischenzeitlich beschlos-
sene Satzung hat das Bürgerbegehren Klage 
erhoben, diese jedoch am 05.11.1999 zurückgezo-
gen (Beschluss VG Arnsberg vom 10.11.1999 - 12 
K 2352/99). 

26. Stadt Bad 
Laasphe 
(Kreis Sie-

- Verkauf von städtischen Grundstü-
cken zwecks Ansiedlung eines Le-
bensmittelmarktes 

- 14.08.2000 
- unzulässig 
     Σ Quorum nicht erreicht 
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gen-
Wittgen-
stein) 

- 10.07.2000 
  

 

27. Stadt Gese-
ke 
(Kreis Soest) 
 
 
 

-  Einführung der Monospitze 
-  07.02.1995 

- 21. 05. 1995 
- unzulässig 
 Σ betrifft innere Organisation der  Ver     

    waltung( § 26 Abs. 5Nr.1 GO) 
     Σ Formfehler(Geburtsdaten fehlten, nur 

 Altersangabe)  

 
--- 
 

--- 
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28. Stadt Lipp-

stadt 
(Kreis Soest) 

- Verlegung der Musikschule und des 
Studienzentrums von der Fleischhau-
er Straße in den Wohnpark Süd 

-  09.01.1997 

- 14.04.1997 
- zulässig 

- 14.09.1997  
- nicht erfolgreich 
Mehrheit gem. § 26 Abs. 7 
GO nicht erreicht. 
 (Ja- St. : 11,61 %) 

 

29. Gemeinde 
Möhnesee 
(Kreis Soest) 

- Erweiterung des St. Johannes-
Kindergartens durch einen Anbau 

- 26.03.2002 

- 24.04.2002 
- unzulässig 
Hiergegen wurde Widerspruch erhoben 

  

30. Stadt War-
stein 
(Kreis Soest) 

- Neuordnung der Energieversorgung 
- 09.09.1999 

- 15.11.1999 
Dem Bürgerbegehren wurde entsprochen 

  

31. Gemeinde 
Welver 
(Kreis Soest) 

- Verpachtung und Nutzung der Behör-
dehalle 

 

- 13.09.1995 
- unzulässig 
 Σ  Frist von 3 Monaten war überschritten 

--- 
--- 

Initiative hat Widerspruch eingelegt. Dieser wurde 
am 22.01.1996 zurückgezogen. 

32. Stadt Werl 
(Kreis Soest) 

- Soll der Kommunalbetrieb (KBW) der 
Stadt Werl im Eigentum der Bürger 
bleiben und ohne Beteiligung von Un-
ternehmen der Privatwirtschaft weiter 
geführt werden? 

-  16.05.2002 

- 16.07.2002  
-        zulässig 

 

-  30.09.- 13.10.2002 
-  erfolgreich 
Der Kommunalbetrieb wird 
ohne Beteiligung von 
Unternehmen der Privat-
wirtschaft weitergeführt 

 

33. Stadt Frön-
denberg 
(Kreis Un-
na) 

- Einführung des Flashtickets im 
Kreis Unna 

- 21.10.2003 

- 17.12.2003 
- der Rat lehnt die Einführung des Flash-

tickets ab. 

--- 
 

--- 

  

34. Stadt Kamen 
(Kreis Unna) 

-  Durchfahrtssperre am „Alten Markt“ 
-  09.01.1996 

Begehren am 22.03.1996 vor Zulässigkeits-
entscheidung zurückgezogen. 

--- 
 

Durch Ratsbeschluß Durchfahrtssperre wieder 
aufgehoben. Damit erledigt. 

35.   Stadt Lünen 
(Kreis Unna) 

- Fortführung der offenen Jugendar-
beit im Gebäude des LUKAZ (jetzt 
Musikschule) 

- 20.09.2001 

- 08.11.2001 
- zulässig 
Kompromisslösung am 06.12.2001: 
Betreute und offene Jugendarbeit zusammen 
an neuem Standort 

--- 
--- 
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36. Stadt Lünen 
(Kreis  
Unna) 

- Erhalt und Ausbau der Land-
schaftsschutzgebiete Brechtener 
Niederung und Mühlbachtal – Ge-
gen die Ausweisung als Gewerbe-
flächen im GIB 

 
 
 
 

- 14.11.02/05.12.02  
- zulässig 

-       09.02.2003 
- erfolgreich 
14.174 JA-Stimmen= 
20,826 %;  
der Beschluss des Rates 
vom 06.06.2002 wird mit 
diesem Bürgerentscheid 
aufgehoben  

 Eilentscheidung durch VG Gelsenkirchen; 
 
Keine Verpflichtung z. Durchführung einer Brief-
wahl beim Bürgerentscheid 

37. Stadt 
Schwerte 
(Kreis Unna) 

-  Erhalt des Else-Freibades 
-  01.12.1994 

- 14.12.1994 
- zulässig 

--- 
 

--- 

Durch Alternativbeschluß des Rates vom 
18.01.1995 erledigt. Freibad bleibt erhalten. 

38. Stadt 
Schwerte 
(Kreis Unna) 

Parkraumbewirtschaftung 
- Abschaffung der Parkgebühren für die 

ersten zwei Stunden im Bereich In-
nenstadt 

- 18.11.1998 

- 16.12.1998  
- zulässig 
StD hat Beschluss am 07.01.1999 beanstan-
det. Am 10.02.1999 Bürgerbegehren für unzu-
lässig erklärt. 

--- 
 

--- 

Widerspruch und Klage sind zu erwarten. 
Ausgang des Verfahrens bleibt abzuwarten 

39. Stadt Selm 
(Kreis Un-
na) 

Einführung des Schülertickets im 
Kreis Unna 
17.10.2003 

- 11.12.2003 
Dem Bürgerbegehren wurde entsprochen. 

-    

40. Stadt Unna  
   
(Kreis Unna) 

-  Verkehrsführung in der Innenstadt 
-  22.05.1995 

- 06.07.1995 
- zulässig 

--- 
 

--- 

Durch Alternativbeschluss des Rates erledigt. 

41. Stadt Unna 
(Kreis Unna) 

- Innenstadtverkehr  
- 22.05.1995  

- 06.07.1995 
- zulässig 

 07.09.1995, Einigung in der Sache mit den Vertre-
tern des Bürgerbegehrens durch weitergehenden 
Ratsbeschluss (s. Schreiben vom 20.09.1995) 

42. Stadt Unna 
(Kreis Un-
na) 

- Einführung eines Schülertickets 
(Flashticket) 

- 17.10.2003 

-   17.10.2003: Unterschriftenlisten eingereicht. 
24.10.2003: Führer des Bürgerbegehrens nimmt 
dieses aus Mangel an Unterschriften tel. Zu-
rück. Soll als Anregung und Beschwerde um-
gedeutet werden. 
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Regierungsbezirk Detmold  
 

 
Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)  
- Datum der Entscheidung über die 

Zulässigkeit durch den Rat 
- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen 
Verfahren) 

43. Bielefeld - Nein zum Verkauf der MVA 
- Nicht eingereicht, da Verkauf vor-

her vollzogen wurde 

--- 
 

--- 

--- 
 

--- 

Antrag der Initiative auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes ist vom VG Minden (10 L 174/96) 
am 29.2.1996 abgelehnt worden. Beschwerde 
wurde vom OVG Münster zurückgewiesen (15 B 
574/96) 

44. Bielefeld - Erhalt des Hallenbades am Kes-
selbrink 

- 20.03.1996 

Rat hat am 21.3.1996 seinen Beschluß zur 
Schließung des Hallenbades aufgehoben. 
Nach weiterem Beschluß des Rates am 
27.6.1996 zum Erhalt bzw. zur Substitution im 
Rahmen eines  „Bäderkonzeptes“ hat Initiative 
das Begehren für erledigt erklärt. 
 

--- 
 

--- 

Stellungnahme des IM vom 22.5.1996 (III A 1 - 
10.10.10 - 692/96 – 52 ) zu den Anforderungen an 
„Deckungsvorschlag“. 
 

45. Bielefeld - Verbleib des Hauptwochenmarktes 
auf dem Kesselbrink 

- 20.03., 30.03. und 05.04.2000 

- 25.05.2000 
- unzulässig 
 Σ  Quorum nicht erreicht 

--- 
 

--- 

Stellungnahme des IM vom 15.05.2000 (III A 2 - 
10.10.10-4430/00) zu Kostendeckungsvorschlag 
und Verletzung vertraglicher Nebenpflichten 

46. Bielefeld - Erhalt der kommunalen Mehrheit 
an den Stadtwerken Bielefeld 
GmbH 

- 28.06.2000 

- 31.08.2000 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren entsprochen 

  

47. Bielefeld - Soll die Stadt Bielefeld auf Dauer 
Mehrheitsgesellschafter der 
Stadtwerke Bielefeld GmbH blei-
ben? 

- 28.06.2004 

-    

48. Bielefeld - Sollen die Verkehrsbetriebe 
moBiel GmbH und moBiel Servi-
ce GmbH auf Dauer unverändert 

-    
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Unternehmen der Stadtwerke 
Bielefeld GmbH bleiben? 

- 28.06.2004 
49. Gütersloh 

(Kreis Gü-
tersloh) 

- Bau der Sporthalle in Spexard; 
Fortführung der Planung, Baube-
ginn spätestens in  den Jahren   
1998/1999 

- 04.07.1996 

- 29.08.1996 
- zulässig, Verweis an den Sportausschuß 

und den Finanzausschuß 
Sportausschuß am 19.11.1996: 
Empfehlungsbeschluß für den Rat, dem Bür-
gerbegehren zu folgen 

--- 
 

--- 

 
- Beitrittsbeschluss des Rates 14.03.1997 
- Eröffnung der Sporthalle April 2001 

50. Gütersloh 
(Kreis Gü-
tersloh) 

-  Bau einer Roll- u. Schlittschuh-
bahn 

-  25.07.1995 

Das Bürgerbegehren wurde zurückgezogen, 
nachdem wegen formaler Mängel das Stim-
menquorum nicht erreicht worden ist. 

--- 
 

--- 

 
 

51. Gütersloh 
(Kreis Gü-
tersloh) 

- Einrichtung einer Fahrradstraße mit 
gleichzeitiger Öffnung für den Pkw-
Verkehr 

- 16.02.1998 

- 27.02.1998 
- unzulässig 

Σ Nichteinhaltung von Fristen und verfol-
gen eines gesetzwidrigen Ziels. 

--- 
--- 

Das Widerspruchsverfahren ist formell noch nicht 
abgeschlossen; außerhalb des Bürgerbegehrens 
hat der zuständige Ausschuss eine vollständige 
Öffnung der Dalkestraße beschlossen und ist damit 
dem Bürgerbegehren inhaltlich weitgehend gefolgt. 

52. Gütersloh 
(Kreis Gü-
tersloh) 

- Soll die Gütersloh trotz Finanzkrise 
     ein neues Theater bauen? 

- 21.02.2003 

- 28.03.2003 
- zulässig 

- 29.06.2003 
- erfolgreich im Sinne 

der Antragsteller 

  

53. Schloß 
Holte-Stu-
kenbrock 
(Kreis Gü-
tersloh) 

- Zulassung einer Ausnahme-
möglichkeit vom Anschluß- u. Be-
nutzungszwang bei der Wasser-
versorgung für Haus-
brunnenbesitzer 

-  18.06.1997 

- 01.07.1997 
- zulässig 
 

- 28.09.1997 
- erfolgreich 
(Mehrheitlich für Zulas-
sung einer Ausnahme) 

 
 

54. Versmold 
(Kreis Gü-
tersloh) 

- Autofreie Innenstadt 
- 17.11.1994 

- 20.12.1994 
- zulässig 
 

- 12.03.1995 
- nicht erfolgreich 
Der Antrag ist mit der 
Mehrheit der abgegebe-
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nen gültigen Stimmen 
abgelehnt worden. 
 
 

55. Versmold 
(Kreis Gü-
tersloh) 

- Verzicht auf die Umsetzung des 
Wurstträger-Brunnens auf dem 
Marktplatz und die Aufhebung der 
Einbahnstraßenregelung an der 
Berliner Straße 

- 30.08.2000 
 

- 19.10.2000 
- zulässig 

- 14.01.2001 
- erfolgreich 
 

 

56. Kreis  
Herford 
 

- Bürger des Kreises Herford begeh-
ren, daß Abfälle und Reststoffe al-
ler Klassen, die ihrer Entstehung 
nach außerhalb der Gebietskör-
perschaften Herford und Bielefeld 
anfallen, nicht im Kreisgebiet Her-
ford abgelagert werden. 

- 04.02.1995 
 

- 30.06.1995 
- unzulässig 
 Σ wegen § 23 Abs. 5 Nr. 5 KrO 
 

 
--- 
 

--- 

Das Verwaltungsgericht Minden hat die Klage 
gegen die Zurückweisung des Bürgerbegehrens 
durch Urteil vom 11.09.1996 (10 K 451/96) abge-
wiesen. 
Das OVG Münster hat mit Beschluss vom 4.9.1997 
(15 A 5545/96) die Berufung zurückgewiesen 

57. Kreis 
Herford 

- Der Kreis Herford unterstützt die 
Bildung eines ostwestfälischen E-
nergieverbundunternehmens, das 
mehrheitlich in kommunalem Ei-
gentum steht und wird seinen Ge-
sellschaftsanteil an der EMR 
GmbH an keinen Erwerber veräu-
ßern, der nicht Mitgesellschafter 
dieses Verbundunternehmens ist 

- 25.08.2000 
- unzulässig  

 - Der gegen den Kreistagsbeschluss eingeleg-
te Widerspruch wird durch Beschluss des 
Kreistages vom 27.10.2000 als unbegründet 
zurückgewiesen. 

- Gegen die Entscheidung des Kreistages 
wurde am 20.12.2000 Klage erhoben. 

- Die Streitsache wurde in der mündlichen 
Verhandlung vor dem VG Minden am 
17 10 2001 für erledigt erklärt  
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17.10.2001 für erledigt erklärt. 
 

58. Bünde 
(Kreis Her-
ford) 

- Bürgerinitiative „Pro Stadtbus“ – 
Einführung eines neuen Stadtbus-
systems 

- 27.03.1996 

- 18.04.1996 
- zulässig 
Der Rat stimmt dem Stadtbussystem zu. 

--- 
 

--- 

 

59. Bünde 
(Kreis Her-
ford) 

- Bürgerinitiative „Pro Borren-
kampbrücke“ (Wiederherstellung 
und Öffnung der Brücke für den 
örtlichen Verkehr) 

- 19.06.1997 

- 18.11.1997 
- zulässig 
Der Rat entspricht dem Bürgerbegehren 

--- 
 

--- 

 

60. Enger 
(Kreis Her-
ford) 

- Ausbau des Gartenhallenbades in 
ein Freizeitbad 

- 15.02.1999 

- 01.03.1999 
- zulässig 
Der Rat hat seinen Beschluss zum Ausbau 
des Gartenhallenbades in ein Freizeitbad 
aufrechterhalten. 
Dem  zulässigen Bürgerbegehren hat der Rat 
damit nicht stattgegeben. 
 
 

- 02.05.1999  
- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht. 
18,2 % der Abstimmungs-
berechtigten stimmten für 
„Ja“; 15,3 % der Abstim-
mungsberechtigten stimm-
ten für „Nein“ 

 

61. Enger 
(Kreis Her-
ford) 

- Erhalt des Gartenfreibades Enger 
an seinem jetzigen Standort für 
Bürger, Schulen und Vereine 

- 12.09.2002 

- 30.09.02 
- zulässig 

- 15.12.2002  
- erfolgreich 
Mit „Ja“ stimmten 35,91 %, 
mit „Nein“ 2,35 % der 
Abstimmungsberechtigten. 

 

 

62. Herford 
(Kreis Her-
ford) 

- Erlass einer Veränderungssperre 
nach § 14 BbauG für den Bereich 
„Alter Markt“ 

- 20.03.1998 
- unzulässig 

--- 
 

--- 

Daneben wurde am 02.02.1998 ein Einwohneran-
trag nach § 25 GO mit dem Ziel der Einleitung des 
Verfahrens zur Aufstellung eines Bebauungsplanes 
für den Bereich Alter Markt“ eingereicht  der vom 
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- 02.02.1998 für den Bereich „Alter Markt“ eingereicht, der vom 
Rat als unzulässig zurückgewiesen worden ist. 

63. Kirchlengern 
(Kreis Her-
ford) 

- Erweiterung des Rathauses (Bau 
der Variante B) 

-  20.12.1996 

- 27.02.1997 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren nicht ent-
sprochen 
 

- erfolgreich 
Ja= 25,8 % , Nein= 5,5 %, 
ungült.= 1,3 % der  Ab-
stimmungsberechtigten 

 
 

64. Kirchlengern 
(Kreis Her-
ford) 

- Umwandlung des vorhandenen 
Kanalsystems im Siedlungsbe-
reich Heenfeld in ein Trennsystem 

- 26.02.2001 

- 05.04.2001 
- der Rat hat dem Bürgerbegehren ent-

sprochen 

  

65. Bad Driburg 
(Kreis Höx-
ter) 

- Beschränkung des Rathausum-
baus 

- 24.09.2001 

- 12.11.2001 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren am 
17.12.2001 entsprochen 
 
 

 
--- 
--- 

 

66. Marien-
münster 
(Kreis Höx-
ter) 

- Verlegung einer Bushaltestelle 
- 13.04.2004 

- 26.05.2004 
- unzulässig 

Nichteinhaltung der Einreichungs-
frist, unzureichender Kostende-
ckungsvorschlag und unzutreffende 
Begründung 

 Die Initiatoren haben am 28.06.2004 Wider-
spruch gegen die Entscheidung des Rates 
eingelegt. 

67. Steinheim 
(Kreis Höx-
ter) 

- Nein zum Verkauf der Stadtwerke 
Steinheim 

- 23.01.2001 

- 05.02.2001 
- zulässig 

- Bürgerentscheid am 
29.04.2001 war er-
folgreich 

- Stadtwerke Stein-
heim bleiben im Be-
sitz der Stadt Stein-
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heim 
68. Kreis Lippe - Erhalt eines Krankenhauses: 

- „Soll das Krankenhaus in Bad 
Salzuflen-Schötmar erhalten 
bleiben?“ 

- 26.04.2004 

- 28.06.2004 
- unzulässig 

Unzuständigkeit des Kreistages, da das 
Krankenhaus in privatrechtlicher Form 
(GmbH) geführt wird. 

-  VG Minden, B. vom 28.06.2004: Antrag auf 
Erlass einer einstweiligen Anordnung abge-
lehnt. 

69. Augustdorf 
(Kreis Lip-
pe) 

- Erhalt des Freibades 
- 17.06.2003 

- 24.07.2003 
- Dem zulässigen Bürgerbegehren 

wurde entsprochen. 

-   

70. Bad Salzuf-
len 
(Kreis Lippe) 
 
 

- Verkehrsberuhigte Innenstadt  
- 30.11.1994 

- 29.03.1995 
Rat hat dem Bürgerbegehren entsprochen 

 
--- 
--- 

 
 

71. 
 

 
Bad Salzuf-
len 
(Kreis Lippe) 

 
- Bürgerbegehren für den Erhalt       

 des kommunalen Besitzes an           
den Stadtwerken Bad Salzuflen 

- 18.09.2002 

 
- 14.12.2002  
- zulässig 

 
- 21.02.-02.03.2003  
- erfolgreich 

 

72.  
Blomberg 
(Kreis Lippe) 

 
- Standort einer Grundschule 
- 03.11.1995 

 
- 16.11.1995 
- Bürgerbegehren zulässig 
Rat hat dem Begehren nicht entsprochen  

 
- 28.01.1996  
- nicht erfolgreich   
Quorum nicht erreicht. 

 
 

73. Blomberg 
(Kreis Lippe) 

- "Soll die zum 31.03.2001 aus 
Defizitgründen geschlossene Um-
schlagstelle und Deponie "Hohe-
dömsen" kostendeckend weiter-
geführt werden?" 

- 22.05.2001 
- Dem Bürgerbegehren wurde  
        stattgegeben. Die Müllumschlagstel-      
    le ist nach Berechnung neuer, höhe-          
rer Gebührensätze am 01.06.2001               
wieder geöffnet worden. 
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- 04.05.2001   
74.  

Detmold 
(Kreis Lippe) 

 
- Gegen Errichtung einer 2. 

 Gesamtschule 
- 20.03.1995 

 
- 30.03.1995 
Gegenstandslos geworden, da die erforderli-
che Schülerzahl nicht erreicht wurde 

 
--- 
--- 

 
 

75. Extertal 
(Kreis Lippe) 

 
- „Soll die Mehrzweckhalle an der 

Grundschule Bösingfeld mit den 
eingeplanten Kosten von 1,3 Mio. € 
gebaut werden? 

 

 
- 05.09.2002 
- zulässig  
Dem Bürgerbegehren wird nicht entsprochen. 

 
- 10.11.2002  
- erfolgreich   
 

 
 

76. Horn-Bad 
Meinerg 
(Kreis Lippe) 

 
- Bebauung eines innerstädt. 

 Parkplatzes 
- 10.04.1995 

 
- 18.05.1995 
- unzulässig  
 Σ formale Mängel 

 
--- 
 

--- 

 
 

77. Lage 
(Kreis Lippe) 

- Errichtung eines "Homöopathi-
schen Gesundheitszentrums Lip-
pe" in Lage-Hörste 

- 14.12.2000 

- 22.01.2001 
- unzulässig 
        Σ verfristet  

 Widerspruch wurde gegen die Unzulässigkeitsfest-
stellung nicht erhoben 

78. Lage 
(Kreis Lippe) 

- Sind Sie dafür, dass ein Homöopa-
tisches Gesundheitszentrum bzw. 
„Unavicum“ auf dem Grundstück G 
209 („Hang am Sternberg“) zwi-
schen Hörster Bruch, Dienstweg 
und Sternberg in Hörste nicht ge-
baut werden darf? 

- 03.01.2002 
 

- 18.04.2002 
- zulässig 
Rat hat dem Bürgerbegehren nicht entspro-
chen 

- 08.07.-14.07.2002 
- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht 

 

79. Lemgo 
(Kreis Lippe) 

- gegen Einrichtung einer Gesamt-
schule 

- 29.01.1996 

- 12.02.1996 
- unzulässig 
 Σ Fehlen eines konstitutiven Ratsbe-

--- 
 

--- 
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schlusses (§ 26 Abs. 3 GO) 
 Σ Verfolgen eines gesetzwidrigen Ziels 
 

80. Bad Oeyn-
hausen 
(Kreis Min-
den-
Lübbecke) 

- Die Hauptschule im Schulzentrum 
Süd ist in der bisherigen Form zu 
erhalten. Die in der Ratssitzung am 
26.6.1996 beschlossene Zu-
sammenlegung der Hauptschulen 
Nord und Süd ist zurückzunehmen. 

- 11.09.1996 

- 11.12.1996 
- unzulässig 
 Σ Finanzierungsvor schlag nicht aus-

reichend 
 Σ Gegen einen Ratsbeschluß gerichtet, 

der bereits duchgeführt. Die Errichtung 
der neuen Hauptschule mit der aufsichts-
behördlichen Genehmigung war  ab-
geschlossen. 

 
--- 
 

--- 

 
 

81. Stadt Bad 
Oeynhausen 
(Kreis  Min-
den-
Lübbecke) 

- Soll auf ein Gesamtschulangebot 
verzichtet werden, solange die 
Stadt nicht gesetzlich dazu  ver-
pflichtet  ist? 

- 27.03.1997 

- 30.04.1997 
- unzulässig  
 Σ Verstoß gegen § 26 Abs.5 Nr. 8 GO 

--- 
 

--- 

Der Widerspruch gegen die Ablehnung der Zuläs-
sigkeit ist in der Ratssitzung vom 25.06.1997 zu-
rückgewiesen worden. Einen Antrag auf Erlass 
einer einstw. Anordnung hat das VG Minden mit 
Beschluss vom 22.05.1997 (10 L 681/97) zurück-
gewiesen. Beschwerde gegen den Beschluss des 
VG Minden vom 22.5.97 hat OVG Münster nicht 
zugelassen-Beschluß vom 15.07.1997 (15 B 
1138/97). Klage gegen Unzulässigkeitsentschei-
dung des Rates wurde von den Initiatoren zurück-
genommen. VG Minden hat mit Beschluss vom 
25.08.1997 das Verfahren eingestellt. 
 

82. Espelkamp 
(Kreis Min-
den Lüb-
becke) 

- Gegen Sanierung u. Erwerb der 
Ellerburg      

-  3.12.1996 

- 26.02.1997 
- zulässig 
Dem Begehren wird nicht entsprochen. Der 
Beschluß vom 30.10.96 über Erwerb der 
Ellerburg wird nochmals bestätigt. 

- 25.5.1997 
- erfolgreich 
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83. Espelkamp 

(Kreis Min-
den-
Lübbecke) 

- „Soll das Waldfreibad von den 
Stadtwerken weiter betrieben und 
auch in diesem Jahr geöffnet wer-
den?“ 

- 31.03.2003 

- 16.04.2003 
- unzulässig, entspricht nicht den rechtli-

chen Vorgaben 

-   

84. Lübbecke 
(Kreis Min-
den-
Lübbecke) 

- gegen den Kauf bzw. die Über-
nahme des Stromnetzes in Lübbe-
cke durch die Stadt/Stadtwerke 

- 10.12.1997 
-  

- 12.02.1998 
-  zulässig 
Dem Begehren wird aber nicht entsprochen 

- 26.04.1998  
- erfolgreich 
Ja = 45,1 %, nein = 9,2 % 

 

85. Lübbecke 
(Kreis Min-
den-
Lübbecke) 

- Soll ein Freibad bei gleichzeiti-
ger Schließung eines amderen 
Bades wieder für den Badebe-
trieb geöffnet und erhalten wer-
den? 

- 16.01.04 

- 11.03.2004 
- Begehren ist zulässig, dem Begehren 

wird aber nicht entsprochen. 

- 02.05.2004 
- Nicht erfolgreich, 

Ja = 42,22 % 
    Nein = 57,78 % 

 

86. Minden 
(Kreis Min-
den-
Lübbecke) 
 

- gegen den Verkauf der Stadtwer-
ke 

- 28.06.2001 

- 06.09.2002 
- unzulässig, da der Vertrag bereits wirk-

sam abgeschlossen wurde und damit ein 
gesetzwidriges Ziel verfolgt wird. 

 

 - Der Widerspruch gegen die Feststellung der   
Unzulässigkeit ist in der Ratssitzung am          
 06.12.2001 zurückgewiesen worden. 

- Die Klage der Initiatoren des Bürgerbegeh-
rens ist abgewiesen worden. Das Urteil ist 
rechtskräftig. 

 
87. Minden 

(Kreis Min-
den - Lüb-
becke) 

- für ein neues Klinikum auf dem 
Gelände der ehemaligen Mudra – 
Kaserne 

- 15.11.2001 

- 06.12.2001 
- unzulässig, da der Rat bereits am 

06.11.2001 im Sinne der vom Begehren 
formulierten Frage entschieden hatte. 

 

-   

88. Minden 
(Kreis Min-

- Verbraucherzentrale muss sein - 25.09.03 
- Begehren ist unzulässig, Verstoß 

-   
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den-
Lübbecke) 

gegen § 26 Abs. 5 Ziff. 9 GO 

89. Petersha-
gen 
(Kreis Min-
den-
Lübbecke) 

- Nichtbebauung der Sportplätze 
in Petershagen und des Bis-
marckplatzes in Lahde 

- 12.01.2004 

- 25.03.2004 
- Begehren ist unzulässig, da zwei An-

gelegenheiten zum Gegenstand des 
Bürgerbegehrens gemacht wurden. 

-  Widerspruch am 29.04.2004 eingelegt. 

90. Porta 
Westfalica 
(Kreis Min-
den-
Lübbecke) 
 

- Soll in Porta Westfalica künftig die 
Straßenbeleuchtung die ganze 
Nacht über angeschaltet bleiben?“ 

-  07.08.1996 

- 30.09.1996 
- zulässig 
Dem Begehren wird aber nicht entsprochen. 
 

- 01.12.1996 
- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht. 
 

 
 

91. Altenbeken 
(Kreis Pa-
derborn) 

- Errichtung einer eigenständigen 
Grundschule Buke 

- 1.8.1995 

- 13.09.1995 
- unzulässig 
 Σ kein ausreichender Kostendeckungs    

    vorschlag. 
 
 
 
 
 
 

--- 
 

--- 

 
 

92. Paderborn 
(Kreis Pa-
derborn) 

- Eissporthalle mit Freizeitzentrum 
"Auf dem Dören" (Bebauungsplan 
37 B) vom 06.10.1999 

- 04.11.1999 
- unzulässig 

--- 
--- 

Der Widerspruch vom 18.11.1999 gegen die Ent-
scheidung des Rates wurde vom Rat am 
16.12.1999 zurückgewiesen. Das VG Minden (10 K 
13/00) hat die Klage mit Urteil vom 25.10.2000 
abgewiesen. Das OVG Münster hat auf Antrag der 
Kläger die Berufung mit Beschluss vom 08.01.2001 



 

Fettdruck:  erfasst im Zeitraum 01.07.2003 bis 30.06.2004 

 
 

Bürgerbegehren 
 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)  
- Datum der Entscheidung über die 

Zulässigkeit durch den Rat 
- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen 
Verfahren) 

zugelassen (15 A 5594/00). 
Auf die mündliche Verhandlung vom 23.04.02 hat 
das OVG die Berufung durch Urteil zurückgewie-
sen. 
 
 

93. Paderborn 
(Kreis Pa-
derborn) 

- "Wasser", gegen weitere Privatisie-
rung der Wasserversorgung durch 
Veräußerung von Geschäftsantei-
len an der Stadtwerke Paderborn 
GmbH 

- 08.06.2000 

- 28.06.2000 
- zulässig 

- 28.08. bis 03.09.2000 
- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht. 
10,21 % der Abstim-
mungsberechtigten stimm-
ten für „Ja“ 
 
         

Dem Begehren ist bezüglich der Forderung, dass 
die Wasserrechte, das Eigentum an den Förderan-
lagen und an dem Wasserrohrnetz auf Dauer bei 
einer Gesellschaft verbleiben, auf die die Stadt 
Paderborn dieselben Einflussmöglichkeiten hat wie 
derzeit auf die Stadtwerke, entsprochen worden.  
Der weiteren Forderung, dass der Betrieb all dieser 
Anlagen sowie der Vertrieb des Wassers von der 
Stadt selbst oder von einem stadteigenen Unter-
nehmen vorgenommen wird, ist nicht entsprochen 
worden. Der Bürgerentscheid bezieht sich nur auf 
diese Fragestellung. 

94. Paderborn 
(Kreis Pa-
derborn) 

- "Stadtwerke" gegen den Verkauf 
der Stadtwerke Paderborn - unter 
Aufgabe der kommunalen Mehr-
heit der Stadt - an die PESAG AG  

- 19.02.2001 

- 09.03.2001 
- zulässig 

- 22.04.2001 
- nicht erfolgreich  
Quorum nicht erreicht (nur 
13 %) 

 

95. Paderborn 
(Kreis Pa-
derborn) 

- Neubau der Stadtverwaltung 
- 15.03.2004 

- 25.03.2004 
- unzulässig 

-  Der Widerspruch vom 22.04.2004 gegen die 
Entscheidung des Rates wurde vom Rat am 
27.05.2004 zurückgewiesen. 
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96. Düsseldorf - Bürgerbegehren gegen den Bau 
einer Tiefgarage 

-  30.08.1996 

- 12.09.1996 
- unzulässig 
 Σ Quorum nicht erreicht  

(§ 26 Abs. 9 Nr. 1 GO) 

--- 
--- 
 

 
 

97. Düsseldorf - Bürgerbegehren gegen einen 
eigenen Gleiskörper für die Rhein-
bahn (8 cm Aufkantung) sowie die 
Reduzierung der Kfz-Spur, der 
Parkplätze und eines Linksabbie-
geverbots 

- 19.06.1998 

- 27.08.1998 
- unzulässig 
 Σ Quorum nicht erreicht  

(§ 26 Abs. 9 Nr. 1 GO) 
 

--- 
--- 

VG Düsseldorf hat die Klage des Bürgerbegehrens 
mit Entscheidung vom 31.01.2000 abgewiesen (1 
K 15/99). Die Entscheidung ist seit dem 
08.04.2000 rechtskräftig. 

98. Düsseldorf - Bürgerbegehren gegen die Errich-
tung einer Tiefgarage unter dem 
Salierplatz 

- 27.06.2000 

 --- 
--- 

Für die Tiefgarage liegt zurzeit nur eine Bauvor-
anfrage bei der zuständigen Bezirksvertretung vor. 

99. Düsseldorf - Bürgerbegehren für den Erhalt 
einer kommunalen Mehrheit an den 
Stadtwerken Düsseldorf AG 

- 08.02.2001 

- 01.03.2001 
- zulässig  
Dem Bürgerbegehren wird nicht entsprochen. 

- 20.05.2001 
- 24,8% (109697 von 

442340) Personen 
stimmen ab. 89,2% 
der Stimmen (97701) 
entfällt auf „Ja“; mehr 
als 20% der Abstim-
mungsberechtigten. 
Der Bürgerentscheid 
hat damit die Wirkung 
eines Ratsbeschlus-
ses. 

 

 

100. Düsseldorf - Bürgerbegehren gegen die Er- - 16.10.2003 -   
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richtung des Düsseldorfer Fern-
busbahnhofs am Südpark/BUGA  

- 16.10.2003 

- Das Bürgerbegehren wird zugelassen. 
Der Ordnungs- und Verkehrsaus-
schuss entspricht der Intension des 
Bürgerbegehrens und hebt seinen Be-
schluss zur Errichtung eines Fernbus-
bahnhofs am Südpark auf. 
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101. Duisburg - Bäderkonzept - 05.03.2001 --- Die Initiatoren des Bürgerbegehrens haben sich 
am 24.01.2001 mit dem Ratsbeschluss vom 
15.12.2000 einverstanden erklärt. 

102. Duisburg 
 

- Ablehnung der Standorte für eine 
forensische Klinik 

- 14.03.2001 

- 25.06.01 
- zulässig 

- 13.01.02 
- Quorum nicht erreicht 
20 %=74.993 
Ja:    52.568 
Nein:  9.359 

Ratsbeschluss über die Zulässigkeit des Bürgerbe-
gehrens von der Bezirksregierung Düsseldorf am 
04.07.2001 beanstandet. 
VG Düsseldorf stellt mit Beschluss vom 28.09.2001 
die aufschiebende Wirkung der Klage der Vertreter 
des Begehrens gegen kommunalaufsichtliche 
Maßnahmen fest bzw. wieder her. 

103. Duisburg - Erhalt der Mercatorhalle 
- 25.04.2002 

- 13.05.2002 
- unzulässig 
Von 12.835 eingereichten Unterschriften sind 
10.331 Unterschriften gültig. Das erforderliche 
Quorum (3% der Abstimmungsberechtigten = 
11.270) wurde damit nicht erreicht. 

  

104. Essen - Bürgerbegehren „gegen die Probe-
sperrung der Gemarkenstraße“ 

-  29.09.1995 

- 25.10.1995 
- zulässig 

nicht erfolgt, da Bür-
gerbegehren von den  
Antragstellern zurück-
gezogen wurde 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung wurde vom VG Gelsenkirchen mit Beschluss 
vom 22.09.1995 (15 L 2340/95) abgelehnt. Die 
Entscheidung wurde vom OVG Münster mit Be-
schluss vom 18.10.1995 (15 B 2799/95) bestätigt. 
 
 
 
 
 
 
 

105. Essen - Bürgerbegehren „gegen den Ver- - 23.10.1998 --- Teilverkauf an Sparkasse Essen (16 %) und an die 
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kauf von 49 % der städt. Woh-
nungsgesellschaft Allbau an Stadt-
werke und Sparkasse“ 

- 27.08.1998 

- unzulässig 
 Σ Quorum nicht erreicht  

(§ 26 Abs. 9 Nr. 1 GO)  
(39 Unterschriften fehlten) 

  

--- EVV Beteiligungsgesellschaft (84 %) 
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 
hat das VG Gelsenkirchen mit Beschluss vom 
28.10.1998 (15 L 3565/98) abgelehnt. Beschwerde 
gegen Beschluss des VG Gelsenkirchen vom 
28.10.1998 hat OVG Münster mit Beschluss vom 
02.11.1998 (15 B 2329/98) nicht zugelassen. 

106. Essen - Bürgerbegehren 
- gegen den Philharmonie-Neubau 
 am Berliner Platz, 
- gegen den Neubau von             

Hochhaustürmen, 
- für die Weiterentwicklung des 

Saalbaus zu einem modernen 
Philharmonie- u. Veranstaltungsort 

- 25.02.1999 
 

- 24.03.1999 
- teilweise zulässig,  

soweit es den Philharmonie-Neubau am 
Berliner Platz und die geplanten Hoch-
haustürme betrifft. 

In der Sache ist der Rat dem Bürgerbegehren 
beigetreten, soweit er es für zulässig erklärt 
hat. 

--- 
--- 

 

107. Essen - Ablehnung der Schließung von 
Bädern und Sportstätten 

- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wird nicht entsprochen. 
 

- 20.05.2001 
- Quorum nicht erreicht 

 

108. Krefeld - Bürgerbegehren „Neubau statt 
Umbau des Badezentrum Bockum“ 

-  19.12.1996 

- 16.04.1997 
- zulässig 
Rat hält an dem Umbaubeschluß fest. 

- 25.05.1997 
- nicht erfolgreich 
Es haben sich nur 12,5 % 
beteiligt; Neubau ist damit 
auch politisch vom Tisch. 
 
 
 
 

 
 

109. Mönchen-
gladbach 

- Bürgerbegehren „Stoppt die gro-
ßen Tonnen" 

- 20.03.1996 
- zulässig 

- 15.12.1996 
- erfolgreich 
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- 18.06.1996  Von 203.584 Abstim-
mungsberechtigten haben 
mit Ja gestimmt: 92.986 (= 
45,67 %); mit Nein haben 
gestimmt 3.741. 

110. Mönchen-
gladbach 

- Ablehnung des Abrisses des 
Schauspielhauses 

- 13.03.2001 

-     02.05.2001 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wird nicht entsprochen. 

- 01.07.2001 
- Quorum nicht erreicht 
Von 205357 Abstim-
mungsberechtigten haben 
mit Ja gestimmt: 20.549 (= 
68,88 %); mit Nein haben 
gestimmt 9.283. 

 

111. Mönchen-
gladbach 

- "Pro Familienbad" 
- 15.10.2002 

- 18.12.2002 
- zulässig 
Das Bürgerbegehren wird abgelehnt. 

- 16.03.2003  
Abgegebene Stimmen: 
16.753 (= 8,15 % Beteili-
gung); davon mit 
Ja:        8.380 Stimmen, 
Nein:    8.373 Stimmen 

 

112. Mülheim an 
der Ruhr 

- "Gegen die Schließung der Stadt-
teilbücherei in Mülheim-Dümpten 
und Mülheim-Saarn" 

- 30.06.2000 

- 07.09.2000 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wird nicht entsprochen. 

- 03.12.2001 
- Quorum nicht erreicht 
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113. Mülheim an 
der Ruhr 

- Ablehnung der Schließung des 
Freibades Styrum 

- 29.05.2001 

- 21.06.2001 
- zulässig (durch OB beanstandet, Rat 

verbleibt bei seinem Beschluss); dem 
Bürgerbegehren wird nicht entsprochen 

- 27.09.2001 
- unzulässig 

--- 
--- 

Mit Verfügung vom 28.08.2001 hat die Bezirksre-
gierung den Ratsbeschluss vom 21.06.2001 auf-
gehoben (dem Bürgerbegehren mangelt es sowohl 
an der Kostenangabe wie auch an einem durch-
führbaren Deckungsvorschlag). Rat hätte Unzuläs-
sigkeit feststellen müssen. 
Mit Beschluss vom 27.09.2001 hat der Rat dann 
die Unzulässigkeit festgestellt. 
Widerspruch ist nicht eingelegt worden, da die 
Initiatoren mit der Stadt mittlerweile über einen 
Kompromiss verhandelt haben. 

114. Mülheim an 
der Ruhr 

- „Gegen den Architektenwettbe-
werb ‚Ruhrpromenade – Stadt 
ans Wasser’“ 

- 04.02.2004 

- 26.02.2004-11-10 unzulässig, 
da nicht innerhalb der 3-Monats-Frist 
eingereicht (Bürgerbegehren richtet 
sich gegen Ausschussbeschluss vom 
04.11 2003) 
sowie Quorum nicht erreicht 

 Gegen die Ratsentscheidung ist zwischenzeit-
lich seitens der Initiatoren Widerspruch einge-
legt worden; der zzt. In Bearbeitung ist 

115. Oberhausen - Bürgerbegehren gegen den Ver-
kauf des Oberhausener Kanalnet-
zes und Teilen der WBO 

- 26.06.2003 
 

- 21.07.2003 
- zulässig 
Feststellung des Rates, dass das Bürger-
begehren den inhaltlichen und formellen 
Anforderungen entspricht. 

- 28.09.2003 
- nicht erfolgreich 
Der Rat hat am 06.10.03  
festgestellt, dass auf-
grund des Abstim-
mungsergebnisses der 
Bürgerentscheid nicht 
die notwendige Mehrheit 
von 33 824 Ja-Stimmen 
erreicht hat. 

Kein verwaltungsgerichtliches Verfahren. 

116. Oberhau-
sen 

- Bürgerbegehren „Hände weg 
von den Stadtwerken“ gegen 
den Verkauf von Anteilen an der 
EVO (Energieversorgung Ober-
hausen AG) 

- 17.11.2003 
- unzulässig 
Feststellung des Rates, dass das Bürger-
begehren den inhaltlichen und formell-
rechtlichen Anforderungen nicht ent-

-  Kein verwaltungsgerichtliches Verfahren. 
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- 16.10.2003 rechtlichen Anforderungen nicht ent-
spricht. 

117. Remscheid - Parkraummanagementkonzept im 
Stadtteil  Lennep 

-  09.10.1995 

- 13.11.1995 
- unzulässig 
 Σ an den fachlichen Begründungen aus 

den Jahren 1990 bis 1992 hatte sich  
zwischenzeitlich nichts geändert 

- 04.02.1996 
- erfolgreich 
Die ursprünglichen Park-
regelungen wurden wieder 
eingeführt. 

 
 

118. Remscheid -  Entwidmung der Lenneper Altstadt 
- ? 

- 13.11.1995 
- unzulässig 

kein Bürgerentscheid  
 

119. Remscheid - Aufhebung eines Ratsbeschlusses 
zur Anmietung des ehemaligen 
Postgebäudes, des geplanten 
VHS-Anbaus sowie des bisherigen 
Arbeitsamtsgebäudes 

- 13.03.2002 
 

 --- 
--- 

Das Bürgerbegehren wurde am 09.04.2002 zu-
rückgezogen. 

120. Solingen - Soll das Heidebad erhalten blei-
ben? 

-  04.01.1996  

- 08.02.1996  
- zulässig 
Zugleich wurde der Antrag des Bürgerbegeh-
rens, das Heidebad - entgegen dem Ratsbe-
schluss v. 12.10.1995 - in seinem Bestand 
und seiner Nutzung beizubehalten, abgelehnt. 

- 28.04.1996 
- erfolgreich 
Ja-Stimmen: 33.554  
Nein-Stimmen: 3.537 
Unter Beachtung des § 26 
Abs. 7 Satz 2 GO NW trat 
die Wirkung eines Ratsbe-
schlusses ein. 

 
 

121. Solingen - Hauptbahnhof Solingen-Mitte 
- 06.07.2000 

- 31.08.2000 
- unzulässig 
        Σ verfristet,  
        Σ keine Ratszuständigkeit 

 26.09.2000: Widerspruch gegen die festgestellte 
Unzulässigkeit. 
29.12.2000: Widerspruch zurückgewiesen 
24.01.2001: Klage VG Düsseldorf (Az: 1 K 423/01) 
02.11.2001: Urteil: Klage unzulässig 
28.06.2002: OVG hat Berufung zugelassen 

122. Solingen - Ablehnung der Beteiligung eines - 28.06.2001   
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strategischen Investors an den 
Stadtwerken Solingen GmbH 

- 14.05.2001 

- unzulässig 
        Σ verfristet 

123. Solingen - "Soll die Stadt eine vierte, vierzügi-
ge Gesamtschule in Ganztagsform 
mit Sekundarstufe I und gymnasia-
ler Oberstufe errichten, beginnend 
im Schulgebäude Eintrachtstraße 
zum Schuljahr 2003/04?" 

- 04.10.2002 
 
 
 
 
 

- 19.12.2002 
- zulässig 

 Das Bürgerbegehren wurde durch die Initiatoren 
am 22.01.2003 zurückgenommen. Zu einem 
Bürgerentscheid kam es daher nicht. 

124. Solingen - Es wird beantragt, „die dem 
Oberbürgermeister mit Be-
schluss des Rates am 05.02.04  
erteilte Ermächtigung zum Ab-
schluss einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung mit der 
Stadt Wuppertal zur Errichtung 
einer gemeinsamen integrierten 
Regionalleitstelle am Standort 
der Hauptfeuerwehr- und Ret-
tungswache in Wuppertal-
Elberfeld aufzuheben und hier-
über die Bürgerinnen und Bürger 
der Stadt Solingen an Stelle des 
Rates im Rahmen eines Bürger-
entscheides selbst entscheiden 

- 27.05.2004 
- Unzulässig 

(Unvereinbarkeit mit den formellen 
und materiellen Vorgaben des § 26 
GO) 

 Der gegen die Unzulässigkeitserklärung gerich-
tete Widerspruch wurde vom Rat der Stadt 
Solingen in der Sichtung am 08.07.2004 zu-
rückgewiesen. 
Die Vertreter/innen der Unterzeichneten haben 
angekündigt, die Ratsentscheidung im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren prüfen lassen zu 
wollen. 
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zu lassen. 
- 03.05.2004 

125. Wuppertal - Wiederaufbau des abgebrannten 
Schwimmzentrums Küllenhahn und 
Instandsetzung der Schwimmoper 
(Hallenbad Johannesberg). 

-  20.08.1996 

- 23.09.1996 
Der Rat der Stadt beschließt die mit dem 
Bürgerbegehren verlangten Maßnahmen. Er 
entspricht in der Sache dem Bürgerbegehren. 
Eine formale Zulässigkeitsentscheidung nach 
§ 26 Abs. 6 Satz 1 GO wird aber nicht getrof-
fen. Entsprechend den allgemeinen Grundsät-
zen des Verwaltungsrechts zur sonstigen 
Erledigung von Verwaltungsverfahren, nach 
denen ein Anspruch auf eine Entscheidung 
grundsätzlich nur solange besteht, wie die 
Hauptsache noch nicht erledigt ist, hat der Rat 
lediglich eine geschäftsordnungsmäßige 
Entscheidung gefällt. 

--- 
--- 

Im Vorfeld der Ratsbeschlüsse vom 23.09.1996 
vertritt die Verwaltung die Auffassung, dass das 
Bürgerbegehren nicht zulässig ist (in erster Linie 
unzureichender Kostendeckungsvorschlag zum 
Zeitpunkt der Unterschriftensammlung). 

126. Wuppertal - Bürgerbegehren gegen Buskaps 
(Rückbau von Bushaltebuchten) 

- 02.12.1997 

- 14.01.1998 
- zulässig 
Die Ratsfraktionen konnten sich aber nicht 
mehrheitlich dem Bürgerbegehren anschlie-
ßen. 

- 15.02.1998 
- erfolgreich 
von 87.703 gültigen Stim-
men stimmten 78.337 
Bürger für das BB (69.415 
Stimmen erforderlich). 
Buskaps werden nicht 
gebaut. 
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127. Wuppertal - „Für den Verbleib der Freiwilligen 
Feuerwehr Hahnerberg an ihrem 
heutigen Standort“ 

- 14.09.1998 

- 14.12.1998 
- unzulässig  
 Σ Quorum nicht erreicht (§ 26 Abs. 9 Nr. 

1 GO) 

--- 
--- 

Strittig war im Verlauf des Verfahrens die Frage, ob 
es sich um eine bezirkliche oder eine gesamtstäd-
tische Angelegenheit handelt. Der Rat ging von 
einer gesamtstädtischen Angelegenheit aus, so 
dass das Quorum von 24.000 Unterschriften mit 
3.164 eingereichten Unterschriften nicht erreicht 
wurde. 
Die Klage des Bürgerbegehrens wurde vom VG 
Düsseldorf mit Entscheidung vom 23.06.2000 (1 K 
1397/99) als unbegründet zurückgewiesen. 

128. Wuppertal - Nutzungsänderung Lienhard-Platz 
- 10.04.2001 

- 02.07.2001 
- unzulässig 
-  

  

129. Wuppertal - Erhalt der Schwimmoper 
- 18.06.2002 

- 08.07.2002 
- unzulässig 

Σ Kostendeckungsvorschlag 

 Klage vom 18.12.2002 beim VG Düsseldorf an-
hängig (Az. 1 K 8987/02) 

130. Wuppertal - Erhalt aller Grundschulen 
- 16.05.2003  

- (Beschlussfassung voraussichtlich in 
Ratssitzung am 28.07.2003) 

  

131. Emmerich 
(Kreis Kleve) 

- Gegen die Verlegung des Wo-
chenmarktes 

- 08.08.1997 

- 23.09.1997 
- unzulässig 
 Σ verfristet 

--- 
--- 

 

132. Goch 
(Kreis Kleve) 

- Bürgerbegehren für die Sanierung 
eines Hallenbades in Goch 

-  17.03.1997 

- 15.04.1997 
- zulässig 
Der Rat hat  dem Bürgerbegehren nicht ent-
sprochen. 

- 01.06.1997 
- nicht erfolgreich 
Von 7814 gültigen Stim-
men stimmten 5409 Bür-
ger für das Begehren; 
5819 Stimmen wären 
erforderlich gewesen. 
Mehrheit damit knapp 
verfehlt. 

 
 

133. Goch - Bürgerbegehren für den Neubau - 15.04.1997 ---  
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(Kreis Kleve) eines Hallenbades in Goch-Kessel 
-  März 1997 

Rat hat dem Begehren entsprochen ---  

134. Goch 
(Kreis Kleve) 

- Die Sanierung des historischen 
Rathauses sowie die Errichtung ei-
nes Erweiterungsbaus sollen nicht 
ausgeführt werden 

- ? 

- 18.11.2002 
- unzulässig 

 Verfahren anhängig am VG Düsseldorf  (Az. 1 K 
2006/03) 

135. Issum 
(Kreis Kleve) 

- Integration Schülerspezialverkehr 
in den ÖPNV 

- 15.09.2000 

- 30.10.2000 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren nicht ent-
sprochen. 

- 21.01.2001 
- Quorum nicht erreicht 

 

136. Straelen 
(Kreis Kleve) 

-  motorisierter Durchgangsverkehr 
- 15.11.1995 

- 7.12.95 
- zulässig 

- ? 
- Quorum nicht erreicht 

 
 

137. Uedem 
(Kreis Kleve) 

-  Verkauf eines Schulgebäudes 
-  20.12.1995 

- 22.1.1995 
- unzulässig 
 Σ verfristet 

--- 
--- 

Dem Begehren wurde im Ergebnis entsprochen. 
Das Gebäude wurde nicht verkauft. 

138. Uedem 
(Kreis Kleve) 

- Bürgerbegehren „gegen den Beitritt 
der Gemeinde Uedem zu einem 
Schulzweckverband als Schulträ-
ger einer Gesamtschule für den 
Fall, daß Uedem nicht Standort der 
Gesamtschule bleibt“ 

- 17.03.1997 

- 17.04.1997 
- unzulässig 
 Σ es enthält keine Kosten und keinen 

ausreichenden Deckungsvorschlag 

--- 
--- 
 

 
 

Widerspruch vom 23.04.1997 gegen die Ratsent-
scheidung. 
Der zurückweisende Widerspruchsbescheid vom 
06.06.1997 ist bestandskräftig. 
Der Rat der Gemeinde Uedem hat am 30.06.1997 
den Beitritt zum Zweckverband “Gesamtschule 
Mittelkreis“ mit Standort Goch beschlossen 

139. Wachten-
donk 
(Kreis Kleve) 

- Ablehnung Grundstücksgeschäft 
Feldstr. 5 

- 11.05.2001 
 

- 28.05.2001 
- unzulässig 
        Σ verfristet 
 
 
 

 Laufendes Verfahren 

140. Weeze 
(Kreis Kleve) 

- Gegen die Erhöhung der Regen- 
und Schmutzwassergebühren 

- 23.03.1999 
- unzulässig  

--- 
--- 

Widerspruch gegen die Ratsentscheidung wurde 
zurückgewiesen. Klage wurde nicht erhoben. 
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- 01.03.1999  Σ insbesondere wegen § 26 Abs. 5 Nr. 3 
GO 

141. Erkrath 
(Kreis Mett-
mann) 

- Anmeldeverfahren und Errichtung 
einer Gesamtschule zum Schuljahr 
1995/1996 (Ratsbeschluss vom 
15.12.1994) 

-  09.01.1995 

- 26.01.1995 
- unzulässig 
 Σ gem. § 26 Abs. 5 Nr. 5 und Nr. 9 GO  

--- 
--- 
 

Ein Bürgerentscheid hat nicht stattgefunden. Der 
Rat hob in seiner Sitzung am 16.02.1995 die am 
15.12.1994 und 26.01.1995 gefassten Beschlüsse 
über die Errichtung einer Gesamtschule zum 
Schuljahresbeginn 95/96 auf. Der Rat hob außer-
dem seinen Beschluss über die Unzulässigkeit des 
Bürgerbegehrens vom 26.01.1995 auf. 

142. Erkrath 
(Kreis Mett-
mann) 

- Bürgerbegehren des Initiativkreises 
Stromversorgung Erkrath auf Ü-
bernahme des Stromnetzes mit ei-
ner RWE-Minderheitsbeteiligung 
(24,9 %). (Der Rat der Stadt hat am 
16.11.1995 u.a. den Beschluss ge-
fasst, eine Minderheitsbeteiligung 
der RWE Energie AG an den 
Stadtwerken Erkrath abzulehnen. 
Stattdessen wird die Stromnetz-
übernahme durch die Stadtwerke 
allein erfolgen.) 

- 15.02.1996 

- 19.03.1996 
- zulässig 
Der Rat entspricht dem Bürgerbegehren nicht. 
 

- 28.04.1996 
- nicht erfolgreich 
Die nach § 26 Abs. 7 GO 
NW erforderliche Mehrheit 
der gültigen Ja-Stimmen 
von mindestens 25 % der 
Bürger wurde mit 24,86 % 
nicht erreicht.  
 
 
 
 
 

Den Antrag eines Erkrather Bürgers, den Rat der 
Stadt Erkrath zu verpflichten, ihm die Teilnahme 
am Bürgerentscheid am 28.04.1996 durch Brief-
wahl zu ermöglichen, hat das Verwaltungsgericht 
Düsseldorf am 25.04.1996 (1 L 1477/96) abge-
lehnt. 

143. Erkrath 
(Kreis Mett-
mann) 
 

- Bürgerbegehren zur Beschäftigung 
von Küchenhilfen mit mindestens 
19,25 Wochenstunden in den städ-
tischen Kindertagesstätten 

- 14.03.2000 
 

- 13.04.2000 
- unzulässig 
 

 Widerspruch am 24.05.2000 durch den Rat zu-
rückgewiesen 

144. Haan 
(Kreis Mett-
mann) 

- Aufhebung einer Sperrung des 
Durchfahrtsverkehrs 

- 28.10.1996 

- 17.12.1996 
- zulässig 
Rat entspricht dem Bürgerbegehren nicht. 

- März 1997  
- Nicht erfolgreich 
Quorum von 25 %   nicht 
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erreicht 
( Beteiligung 32,15 %) 

145. Haan 
(Kreis Mett-
mann) 

- Erhalt des Hallenbades im Ortsteil 
Gruiten 

- 20.09.2001 

- 18.12.2001 
- unzulässig, da nicht ausreichender Kos-

tendeckungsvorschlag (Folgekosten) 

--- 
--- 

Widerspruch durch den Rat am 12.03.2002 zu-
rückgewiesen. 
Klage wurde nicht erhoben. 

146. Heiligenhaus 
(Kreis Mett-
mann) 

- "Hauptamtliche Feuer- und Ret-
tungswache?" 

- 09.05.2003 

- 23.07.2003   

147. Hilden 
(Kreis Mett-
mann) 

-  Die langfristige Verkehrsentwick-
lung für das Industriegebiet Hilden-
West/Südwest und Unterstadt zwi-
schen Hülsenstr., Ellerstr. und 
Düsseldorfer Str. sowie Düsseldor-
fer Str. und Weststr. einschl. der im 
rechtsgültigen Flächennutzungs-
plan enthaltenen Trasse der K 14 n 
als Autobahnzufahrt A 59 ist zu un-
tersuchen und das Ergebnis des 
Gutachtens in die Überlegungen 
des Rates mit einfließen zu lassen. 

- 13.06.1995  

- 27.09.1995 
Dem Bürgerbegehren wurde stattgegeben. 
 

--- 
--- 

 
 

148. Hilden 
(Kreis Mett-
mann) 
 
 

- Erhalt von Frei- bzw. Grünflächen 
- 21.02.2001 

- 04.04.2001 
- unzulässig;  
        Σ § 26 Abs. 5 Nr.6 und 8 GO 

 Widerspruch eingelegt, Widerspruch wurde am 
26.09.01 zurückgewiesen. Auf Klageerhebung 
wurde verzichtet. 

149. Mettmann 
(Kreis Mett-
mann) 

- Zusammenlegung der Grundschule 
Schulstraße am Standort Gruitener 
Straße (bisher auf zwei Standorte 
verteilt) 

- 13.03.1998/16.03.1998 

- 28.04.1998 
- zulässig 
Der Rat entspricht dem Bürgerbegehren nicht.  

- 21.06.1998 
- nicht erfolgreich 
Beteiligung: 9,18 % 
Ja-Stimmen: 7,84 % 
Quorum nicht erreicht. 
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150. Monheim 
a.R. 
(Kreis Mett-
mann) 

- Errichtung eines Allwetterbades 
- 22.08.1995 

- 28.9.1995 
- unzulässig 
 Σ Quorum nicht erreicht (§ 26 Abs. 9 Nr. 

1 GO)  

--- 
--- 

 
 

151. Monheim 
a.R. 
(Kreis Mett-
mann) 

- „Rettet die Bürgerwiese und den 
Sportplatz Sandstraße“ 

- 16.06.1998 

- 30.09.1998 
- zulässig 
Rat hat Sachentscheidung nur teilweise abge-
ändert. 

- 08.11.1998 
- nicht erfolgreich 
Beteiligung:  7.402 
Ja-Stimmen: 7.293 
Erforderlich:  7.783 
Quorum nicht erreicht. 

 

152. Monheim 
a.R. 
(Kreis Mett-
mann) 

- Erhalt des Monheimer Freibades 
- 06./08.02.2001 

- 05.04.2001 
- unzulässig  
        Σ kein ausreichender Kostendeckungs-   
          vorschlag 

-   

153. Monheim 
a.R. 
(Kreis Mett-
mann) 

- „Soll in einem Schulneubau an 
der Opladener Str./Berliner Platz 
(ehemaliger Marktplatz) zum 
Schuljahr 2005/2006 eine neue 
dreizügige Grundschule mit 
Ganztagsbetrieb für die Kinder 
aus den Schulbezirken der Städt. 
Gemeinschaftsgrundschulen 
Sandberg und Wilhelm-Busch 
errichtet werden?“ 

- 02.07.2003 

- 29.07.2003 
- Das Bürgerbegehren wurde abgelehnt, 

da nach Meinung des Rates der ur-
sprünglich geplante Standort sach-
lichgünstiger und außerdem kosten-
sparender ist. 

- 15.10.2003 
- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht. 

 

154. Ratingen 
(Kreis Mett-
mann) 

- Bürgerbegehren gegen den Ver-
kauf von Anteilen der Stadtwerke 
Ratingen GmbH 

- ? 

- 03.04.2003 
Der Rat entspricht dem Bürgerbegehren 
nicht. 

Nach dem vorläufigen 
Ergebnis ist das Bürger-
begehren nach Durchfüh-
rung des Bürgerentscheids 
am 15.06.2003 geschei-
tert. Das amtliche Ergebnis 
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ist noch nicht durch den 
Rat festgestellt. 
 
 

155. Ratingen 
(Kreis Mett-
mann) 

- Bürgerbegehren gegen den 
Verkauf von Anteilen der Stadt-
werke Ratingen GmbH 

- ? 

- 03.04.2003 
-      Der Rat  entspricht dem Bürgerbegeh-  
        ren nicht. 

- 15.06.2003 
- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht. 

 

156. Velbert 
(Kreis Mett-
mann) 

- Gegen das geplante Waikiki-
Spaßbad 

- 25.02.1999 

- 27.04.1999  
- zulässig 

- 13.06.1999 
- erfolgreich 
(Beteiligung: 29.477; Ja-
Stimmen: 17.210 = 25,47 
%; Nein-Stimmen: 12.267 
= 18,15 %) 

 

157. Velbert 
(Kreis Mett-
mann) 

- "Kultur muss im Zentrum bleiben" 
Bürgerbegehren gegen den Umzug 
der Stadtbücherei Velbert-Neviges 
und der Musik- und Kunstschule 

- 29.05.2000 

- 20.06.2000 
- zulässig 
Rat tritt nach Verhandlungen dem Bürgerbe-
gehren bei. 
 

  

158. Velbert 
(Kreis Mett-
mann) 

- Ablehnung der Schließung des 
Freibades in Velbert-Langenfeld 

- 12.03.2001 

- 03.04.2001 
- zulässig 

- 01.07.2001 
20,65% „Ja“, 1,74% „Nein“ 
 

Aufgrund des erfolgreichen Bürgerentscheides hat 
der Rat am 03.07.2001 alternative Planungen für 
das Bad beschlossen. 

159. Wülfrath 
(Kreis Mett-
mann) 

- Bürgerbegehren gegen die Ein-
führung eines neuen Abfallkon-
zeptes (Umstellung von Rest-
müllsäcken auf Tonnen) 

- 13.01.1997 

- 04.02.1997 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wurde entsprochen. 
Ratsbeschluss vom 17.12.1996 zur Einfüh-
rung eines neuen Abfallkonzeptes wurde 
aufgehoben.  

--- 
--- 

 
 

160. Wülfrath 
(Kreis Mett-
mann) 

- Bürgerbegehren gegen die Aufhe-
bung der Baumschutzsatzung 

- 22.05.2000 

- 23.05.2000 
- Beschluss, die Baumschutzsatzung 

außer Kraft zu setzten, wurde aufgeho-
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ben. Dem Bürgerbegehren wurde damit 
entsprochen. 

161. Dormagen 
(Kreis 
Neuss) 

- 4 Stadtbuslinien sollen erhalten 
bleiben 

- 02.02.2001 

- 01.03.2001 
- Kompromiss erreicht 
Buslinien bleiben erhalten, Taktzeiten werden 
kostengünstiger gestaltet. 
 

--- 
--- 
 

 

162. Greven-
broich 
(Kreis 
Neuss) 

- Wiedereröffnung Wellenfreibad 
Neurath 

- 26.03.2002 

- 16.05.2002 
- unzulässig, da nicht alle Kosten (Wieder-

herrichtung) berücksichtigt sowie z.T. 
nicht realisierbare Deckungsvorschläge 
gemacht wurden. 

 Widerspruch vom Rat am 11.07.2002 zurückge-
wiesen 
Klage anhängig; beantragte Prozesskostenhilfe 
vom VG Düsseldorf und vom OVG Münster abge-
lehnt, da Klage voraussichtlich ohne Erfolg 

163. Korschen-
broich 
(Kreis 
Neuss) 

- Erhalt Kleinenbroicher Hallenbad 
- 16.11.1995 

- 31.01.1996 
- unzulässig 
 Σ unzureichender Kostendeckungsvor-

schlag 

--- 
--- 
 

Gegen die Ratsentscheidung wurde am 
29.04.1996 Klage beim Verwaltungsgericht Düs-
seldorf eingereicht; die Klage wurde mit Urteil vom 
13.02.1998 – 1 K 5181/96 – abgewiesen.  Die 
Berufung wurde zurückgenommen. Das Urteil ist 
rechtskräftig. 

164. Meerbusch 
(Kreis 
Neuss) 

- Gegen Verwaltungsbauten und 
zentrale öffentliche Einrichtungen im 
geplanten Siedlungsschwerpunkt 
Meerbusch–Mitte 

- 30.12.1998 

- 09.02.1999 
- zulässig 
Rat beschließt, jegliche Planung von Verwal-
tungsbauten und zentralen öffentlichen Ein-
richtungen im Siedlungsschwerpunkt Meer-
busch-Mitte einzustellen. 

--- 
 

--- 

 

165. Stadt Neuss 
(Kreis 
Neuss) 

- Bau Stadthallenhotel  (Ablehnung) 
- 29.05.1995 

- 07.07.1995 
- zulässig 

nicht erforderlich 
 

 
 

166. Stadt Neuss 
(Kreis 
Neuss) 

- Ablehnung der Verlegung einer 
Straßenbahntrasse  

- 19.09.1997 

- 20.10.1997 
- zulässig (trotz Bedenken)  
Ablehnung des Antragszieles. 

- 14.12.1997 
- erfolgreich 
Wahlbet.: 27,86 % 
Ja:              7,70 % 
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Nein:        92,30 % 
Straßenbahntrasse wird 
nicht verlegt 
 
 

167. Kempen 
(Kreis Vier-
sen) 

- Sperrung einer Straße zum Schutz 
von Tier- und Pflanzenwelt in ei-
nem Naturschutzgebiet  

- 16.05.1995 

- 28.09.1995 
- zulässig (trotz Bedenken) 
Ablehnung des Antragszieles 
 
 

- 29.10.1995 
- nicht erfolgreich 
Wahlbeteiligung:  9,27 % 
Ja:   8,2 % 
Nein: 1,24 % 

 
 

168. Nettetal 
(Kreis Vier-
sen) 

- Anbau von zwei zusätzlichen Un-
terrichtsräumen an der Gemein-
schaftsgrundschule Schellberg   

- 03.02.1998 

- 03.03.1998 
- zulässig 
Bürgerbegehren wurde nicht entsprochen 

- 10.05.1998 
- nicht erfolgreich 
3.211 Bürger haben abge-
stimmt: Ja: 2.679,  Nein: 
530; 25% nicht erreicht 

  

169. Schwalmtal 
(Kreis Vier-
sen) 

- Unterbringung von Asylbewerbern 
bis zu einer Obergrenze von 40 
Personen an einem Standort und 
schrittweisen Ersatz der provisori-
schen Unterkünfte durch Häuser in 
einfacher Bauweise 

- 01./05.07.1996 
 

- 10.09.1996 
- unzulässig 

Σ Formmangel, vertretungsberechtigte 
Personen wurden nicht ordnungsgemäß 
benannt. 

--- 
--- 
 

 

 
 

170. Willich 
(Kreis Vier-
sen) 

- Erhalt des Schulwäldchens an der 
Johannesschule in Anrath 

- 17.08.1998 

- 27.08.1998 
- zulässig 

Bürgerbegehren am 
14.10.1998 zurückgezo-
gen. Daher kein Bürger-
entscheid. 
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171. Kreis Wesel - „Soll in die Satzung des Kreises 
Wesel vom 14.12.1993 vorge-
schriebene thermische Abfallbe-
handlung gestrichen und zuguns-
ten einer biologisch-mechanischen 
(BMA) geändert werden?“ 

- 20.03.1996 

- 27.06.1996 
- unzulässig 
 Σ kein gesetzlich durchführbarer Kos-

tendeckungsvorschlag enthalten ist, 
 Σ Verstoß des Bürgerbegehrens gegen § 

23 Abs. 5 Ziffer 8 KrO (gesetzwidriges 
Ziel), 

 Σ Frist des § 23 Abs. 3 KrO nicht ein-
gehalten, 

  Σ bezieht sich auf eine in einem Plan-
feststellungsverfahren zu entscheidende 
Angelegenheit (§ 23 Abs. 5 Ziffer 5 KrO). 

--- 
--- 
 

Widerspruch erfolglos;  
Am 26.02.1999 (1 K 11023/96) weist das Ver-
waltungsgericht Düsseldorf die Verpflichtungsklage 
auf Feststellung der Zulässigkeit des Bürgerbegeh-
rens ab. 
22.05.2001: OVG lässt die Berufung zu (Az. 15 A 
1965/99) 
05.02.2002: Urteil des OVG: Bürgerbegehren 
unzulässig, da 
- in der Angelegenheit durch ein Planfeststel-

lungsverfahren zu entscheiden war (§ 23 Abs. 
5 Ziff. 5 KrO) 

- Antrag mit Abfallwirtschaftsplan nicht verein-
bar ist (§ 23 Abs. 5 Ziff. 8 KrO) 

172. Hünxe 
(Kreis We-
sel) 

- Gegen die Errichtung einer Ge-
samtschule in Hünxe 

- 23.03.1998 

- 27.04.1998 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wurde stattgegeben 
(Errichtungsbeschluß aufgehoben). 

--- 
--- 

BezReg. hat Genehmigung des Ratsbeschlusses 
vom 27.04.1998 versagt und den Errichtungsbe-
schluss bestätigt. Widerspruch vom 28.05.1998 
wurde zurückgewiesen. Hünxe hat Klage eingelegt. 
Das VG Düsseldorf hat im Eilverfahren wegen der 
Komplexität des Verfahrens nicht entschieden. 
Daraufhin und wegen der unsicheren Situation für 
die Schüler hat Hünxe Klage zurückgezogen und 
die Gesamtschule eingerichtet. VG Düsseldorf hat 
das Verfahren mit Beschluss vom 21.10.1998 (1 K 
5624/98) eingestellt. 
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173. Rheinberg 

(Kreis We-
sel) 

- Bürgerbegehren gegen die Aufstel-
lung von Parkscheinautomaten und 
die Erhebung von Parkgebühren: 
„Der Rat der Stadt Rheinberg mö-
ge den am 13.02.96 gefassten Be-
schluss zur Aufstellung von Park-
scheinautomaten für Teile der In-
nenstadt revidieren und das Par-
ken weiterhin kostenfrei belassen.“ 

- 23.04.1996 

- 30.04.1996 
- unzulässig  
  Σ kommunale Abgaben sind betroffen 

(§ 26 Abs. 5 Ziffer 3 GO). 

--- 
--- 
 

Gegen die gleichlautenden Bescheide vom 
15.5.1996 über die Feststellung der Unzulässigkeit 
wurde am 20.5.1996 Widerspruch eingelegt. 
Der Widerspruch wurde aufgrund des Ratsbe-
schlusses vom 25.9.1996 mit Bescheid vom 
27.9.1996 zurückgewiesen. 
Am 20.11.1998 (1 K 11351/96) hat das VG Düs-
seldorf die Klage abgewiesen, das Urteil ist rechts-
kräftig. 

174. Voerde 
(Kreis We-
sel) 

- Gegen die Errichtung einer Bau-
straße 

- 23.02.1998 

- 27.03.1998 
- zulässig 
Dem Begehren wurde entsprochen (es wird 
eine befestigte Straße gebaut). 

--- 
--- 
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175. Stadt Wesel 

(Kreis We-
sel) 

- „Die Kreuz-/ Korbmacherstraße soll 
für den Kfz-Verkehr geöffnet blei-
ben“ 

- 21.04.1995 

- 26.09.1995 
- unzulässig 
 Σ Quorum nicht erreicht (§ 26 Abs. 9 Nr. 

1 GO)  
Die Unterschriftenlisten wurden auf der Grund-
lage der zweifelsfreien Identifizierung der 
Unterzeichner geprüft. Das Merkmal „Ge-
burtsdatum“  fehlte auf den Listen. 
Die nach der Gemeindeordnung vorgeschrie-
bene Anzahl von Unterzeichnern (deren Iden-
tifizierung zweifelsfrei waren) wurde unter-
schritten. 

--- 
--- 
 

Widerspruch bzw. Klage wurde nicht erhoben. 

176. Stadt Xan-
ten 
(Kreis We-
sel) 

- Bürgerbegehren zum Erhalt des 
Feuerwehrgerätehauses im 
Ortsteil Marienbaum mit folgen-
dem Wortlaut:“In Abänderung 
des Ratsbeschlusses vom 
17./18.12.2003 bleibt das Feuer-
wehrgerätehaus in Marienbaum 
erhalten“ 

- 16.03.2004 

- 30.03.2004 und 22.04.2004 
Das Bürgerbegehren wurde in der Ratssit-
zung am 30.03.2004 für zulässig erklärt, der 
Rat hat dem Anliegen jedoch nicht ent-
sprochen. 
Als Termin für die Durchführung des Bür-
gerentscheides konnte eine einvernehmli-
che Regelung zwischen den Vertretern des 
Bürgerbegehrens und der Stadt Xanten 
getroffen werden. Der gefundene Kompro-
miss wurde durch den Abschluss eines 
öffentlich-rechtlichen Vertrages im Sinne 
des § 57 des Verwaltungverfahrensgeset-
zes NRW rechtsverbindlich abgesichert. 
Der Rat hat dem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag in seiner Sitzung am 22.04.2004 
zugestimmt. Der Bürgerentscheid entfiel 
daraufhin. 

 Gegen den Beschluss des Rates vom 
30.03.2004, den Bürgerentscheid am 09.05.04 
durchzuführen, beantragten die Vertreter des 
Bürgerbegehrens am 12.04.2004 den Erlass 
einer einstweiliger Anordnung. Sie beantragten, 
das Gericht möge durch eine “Einstweilige 
Verfügung“ den auf den 09.05.2004 festgeleg-
ten Termin des Bürgerentscheids aufheben und 
stattdessen den 13.06.2004 (Tag der Europa-
wahl) festsetzen. Nach der Unterzeichnung des 
öffentlich-rechtlichen Vertrages über eine ein-
vernehmliche Regelung zum Bürgerbegeh-
ren/Bürgerentscheid „Erhalt des Feuerwehrge-
rätehauses in Marienbaum“ zogen die Initiato-
ren ihren Antrag zurück. 
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Regierungsbezirk Köln 
 

 
Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)
  

- Datum der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

177. Aachen - Brander Bürgerbegehren zum 
Erhalt des Sportplatzes Karl-Kuck-
Str. 

- 16.06.1999 

- 18.08.1999 
- zulässig 
In der Sitzung der Bezirksvertretung am 
21.10.1999 wurde dem Bürgerbegehren ent-
sprochen. 

--- 
--- 

In der Sitzung der Bezirksvertretung Aachen-Brand 
am 21.10.1999 wurde dem Bürgerbegehren ent-
sprochen. 

178. Aachen - Gegen die Veräußerung von 
städtischen Gesellschaftsanteilen 
an der GeWoGe 

- 17.05.2002 

- 19.06.2002 
- zulässig 

- 15.09.2002  
- nicht erfolgreich 
Die erforderl. Mehrheit von 
20% wurde nicht erreicht. 

 

179. Bonn - Gegen die Absicht der Deutschen 
Post AG, für ihre Generaldirektion 
in Bonn ein Verwaltungsgebäude 
in Form eines Hochhauses zu er-
richten und die damit im Zusam-
menhang stehende notwendige 
Änderung des B-Planes. 

- Wurde nicht eingereicht, da die 
erforderliche Stimmenzahl bei der 
Unterschriftensammlung nicht er-
reicht wurde 

 
 

--- 
--- 

Wurde nicht eingereicht, da die erforderliche Stim-
menzahl bei der Unterschriftensammlung nicht 
erreicht wurde. 

180. Bonn - Gegen die beabsichtigte schritt-
weise Auflösung des Schulzent-
rums Hardtberg (Haupt- und Real-
schule sowie Gymnasium) und die 
Umwandlung in eine Gesamtschu-
le 

- 14.11.1996 

- 30.01.1997  
Dem Bürgerbegehren wurde insgesamt ent-
sprochen 

--- 
--- 

In der Ratssitzung am 30.01.1997 wurde dem 
Bürgerbegehren insgesamt entsprochen. 

181. Bonn - 15 statt 17 PKW-Parkplätze 
beim Umbau des Moltkeplat-
zes? 

- 16.12.2003 

- Kompromisslösung gefunden (32 
Parkplätze) 
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Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)
  

- Datum der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

182. Köln - Fortschreibung des Abfallwirt-
schaftskonzepts der Stadt Köln 

-  24.08.1995 

- 26.10.1995 
- zulässig 
 

--- 
--- 

Aufhebung des Ratsbeschlusses über die Zuläs-
sigkeit durch die Bezirksregierung Köln 
- § 26 Abs. 3 Satz 2 GO  
- Kostendeckungsvorschlag 
- § 26 Abs. 5 Nr. 5 GO  
- § 26 Abs. 5 Nr. 9 GO  
die Klage der Stadt Köln gegen die Auf-
hebungsverfügung ist vom VG Köln am 22.11.1996 
(4 K 2897/96) abgewiesen worden: Bürger-
begehren ist unzulässig. Klage gegen das Urteil 
des VG durch das beigeladene Bürgerbegehren. 
Das OVG NW hat die Berufung am 09.12.1997 (15 
A 974/97) zurückgewiesen: Bürgerbegehren ist 
unzulässig. Urteil ist rechtskräftig. 

183. Köln - Gegen den Verkauf städtischer 
Anteile an Wohnungsgesellschaf-
ten 

- 27.09.2001 

- 20.12.2001 
- unzulässig 
       Σ kein bürgerbegehrensfähiger Ge-            
  genstand i.S.d. § 26 Abs. 1 GO 
       Σ fehlender Kostendeckungsvorschlag 
       Σ Verstoß gegen § 26 Abs. 5 Nr. 3 GO 
 

--- 
--- 

Der eingelegte Widerspruch wurde vom Rat am 
31.01.2002 als unbegründet zurückgewiesen. Der 
Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz wurde vom 
VG Köln mit Beschluss vom 26.02.2002 zurückge-
wiesen. Hauptsacheverfahren ist noch anhängig. 

184. Leverkusen - Abriß des Hallenbades Bis-
marckstraße 

-  21.07.1995 

- 11.09.1995 
- unzulässig 
 Σ § 26 Abs. 4 GO 

--- 
--- 

 
 

185. Leverkusen -  Parkraumkonzept Opladen 
-  30.04.1996 

- 24.06.1996 
- zulässig 
Die Bezirksvertretung II ist dem Bürgerbegeh-
ren in seiner Sitzung am 17.09.1996 gefolgt. 
 

--- 
--- 

 
 

186. Leverkusen - Um- und Ausbau Rheindorf-Süd 
(Treffpunkt Bus) 

-  15.05.1997 

- 25.08.1997 
- zulässig 
Die Bezirksvertretung I hat dem Bürgerbegeh-
ren in seiner Sitzung am 15.09.1997 nicht 

- ? 
- nicht erfolgreich 
Die erforderliche Mehrheit 
von 25 % wurde nicht 

 
 



Fettdruck:  erfasst im Zeitraum 01.07.2003 bis 30.06.2004 

 
Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)
  

- Datum der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

entsprochen. 
 

erreicht. 

187. Leverkusen - Bürgerbegehren der Bürgerinitiati-
ve Rathaus betreffend den Be-
schluss des Rates zur Sanierung 
des Rathauses vom 15.07.02 

- 14.10.02 
 

- 09.12.02 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wurde nicht entspro-
chen. 

- 09.02.03 
- Bürgerentscheid 

erfolgreich (25,7 % 
der Stimmberechtig-
ten) 

 

188. Leverkusen - Bürgerbegehren betreffend den 
Beschluss des Rates zum Neubau 
des „Kombi-Bades Opladen“ vom 
15.07.02 

- 14.10.02 
 

- 09.12.02 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wurde nicht entspro-
chen. 

 

- 09.02.03 
- Bürgerentscheid 

erfolgreich (24,73 % 
der Stimmberechtig-
ten) 

 

189. Alsdorf 
(Kreis  
Aachen) 
 

- Bewirtschaftung der Sporthallen 
-  27.06.1995 

 
 

 
 

Bürgerbegehren wurde am 07.08.1995 zurückge-
zogen 

190. Alsdorf 
(Kreis  
Aachen) 

- Anschluss- und Benutzungszwang 
für Biomülltonne 

- 15.03.2002 

- 11.04.2002 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wurde nicht entspro-
chen.  

- 07.07.2002 
Beteiligung nicht ausrei-
chend. 

 

191. 
 

Baesweiler 
(Kreis  
Aachen) 

- Bürgerinitiative Baesweiler-West 
"Sind Sie dafür, dass Windkraftan-
lagen nur in einem Mindestab-
stand von 1000 Metern zu vor-
handenen/geplanten Gebieten, die 
überwiegend zu Wohnzwecken 
dienen, im Gebiet der Stadt 
Baesweiler errichtet werden dür-
fen?" 

- 12.04.2000 

- 09.05.2000 
- unzulässig, 
 Σ gem. § 26 Abs. 5 Nr. 5 und § 26 Abs. 5 

Nr. 9 GO 

--- 
--- 

Gegen die Unzulässigkeitsentscheidung wurde 
Widerspruch eingelegt. Der eingelegte Wider-
spruch wurde zurückgewiesen; die Bürgerinitiative 
hat keine Klage erhoben. 

192. Eschweiler - “Bürgerbegehren für den unver- - 25.03.1998 --- Der Rat hatte beschlossen, u.a. das in Rede ste-
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Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)
  

- Datum der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

(Kreis 
Aachen) 

änderten Erhalt des Spiel- und 
Bolzplatzes Indestraße” 

- 20.08.1997, das Bürgerbegehren 
ist am 24.11.1997 durch das Ein-
reichen von Unterschriftslisten er-
gänzt worden 

- zulässig 
 

--- hende Grundstück als wesentliche Konsolidie-
rungsmaßnahme des Haushaltes zu veräußern. Im 
Rahmen der Fortschreibung des HSK wurde die 
vorgesehene Grundstücksveräußerung gegen ein 
Ersatzgrundstück ausgetauscht. Insofern wurde 
dem Bürgerbegehren entsprochen. 
 

193. Eschweiler 
(Kreis 
Aachen) 

- Bürgerbegehren zur Aufhebung 
des Ratsbeschlusses vom 
20.02.2002: „Umbau der Uferstra-
ße zur Fußgängerzone“ 

- 16.05.2002 

- 26.06.2002 
- zulässig 
Zwischen dem Bürgermeister der Stadt Esch-
weiler und der Bürgerinitiative Pro Eschweiler 
wird ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ausge-
handelt, so dass über diesem Wege dem Be-
gehren entsprochen wird. 

  

194. Eschweiler 
(Kreis  
Aachen) 

- Bürgerbegehren für den Erhalt 
des Hallen- und Freizeitbades 
Weisweiler 

- 13.07.2002 

- 18.09.2002 
- zulässig  
Rat hält seinen Beschluss aufrecht. 

- 10.11.2002 
- 3.290 Ja-Stimmen = 

11,38 % d. Abstim-
mungsberechtigten; 
Bürgerentscheid ge-
scheitert 

 

195. Herzogen-
rath 
(Kreis 
Aachen) 

- Kein Sport- und Freizeitbad in 
Herzogenrath 

- 22.06.1999 

- 19.10.1999 
- zulässig 

- 12.12.1999 
- erfolgreich 
33,14 % der Abstim-
mungsberechtigten stimm-
ten für das Bürgerbegeh-
ren (11.874 Ja-Stimmen). 
Die Ratsbeschlüsse sind 
damit aufgehoben. 
 

 

196. Herzogen-
rath 
(Kreis  
Aachen) 

- Ankauf eines ehemaligen Bergar-
beitercasinos 

-  03.06.1996 

- 10.10.1996 
- unzulässig 
 Σ Kostendeckungsvorschlag  

--- 
--- 

Der eingelegte Widerspruch wurde vom Rat zu-
rückgewiesen; dem Anliegen ist jedoch über gleich-
lautende Bürgeranregung entsprochen worden 
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Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)
  

- Datum der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

197. Herzogen-
rath 
(Kreis  
Aachen) 

- Aufrechterhaltung des Freibades 
Merkstein 

- 22.12.2000 

- 20.02.2001 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren nicht ent-
sprochen. 

- 01.04.2001 
9.678 Ja-Stimmen = 26,79 
% der Abstimmungsbe-
rechtigten. Die Ratsbe-
schlüsse sind damit aufge-
hoben. 
 

 

198. Monschau 
(Kreis  
Aachen) 

- „Bürgerbegehren Interessenge-
meinschaft Kanal/Entsorgung 
Monschau e. V. (IGKE) zur Über-
nahme der Abwasserbeseiti-
gungspflicht und des Kanalnetzes 
im Bereich der Stadt Monschau“ 

- 15.08.1997 
 

- 16.12.1997 
- unzulässig 
 Σ Rat hat keine Zuständigkeit 

--- 
--- 

Die IGKE hat Widerspruch eingelegt; der Wider-
spruch wurde abgelehnt. Daraufhin hat die IGKE 
Klage beim VG eingereicht. Durch Beschluss des 
VG Aachen vom 20.12.1999 wurde das Verfahren 
eingestellt. 

199. Roetgen 
(Kreis  
Aachen) 

- „Gegen den Sendemast in Rott“ 
wegen angebl. Gesundheitsschä-
den 

-  20.01.1995 

- 09.05.1995 
- unzulässig 

--- 
--- 

Mit Urteil vom 15.11.1995 (4 K 2742/95) hat das 
VG Aachen die Aufhebung des Ratsbeschlusses 
durch den Oberkreisdirektor für rechtmäßig erklärt; 
der Kläger hat Berufung beim OVG eingelegt. Mit 
Urteil vom 15.02.2000 (15 A 552/97) hat das OVG 
die Berufung auf Kosten der Klägerin zurückgewie-
sen. Der Rat hat am 28.03.2000 beschlossen, 
keine Nichtzulassungsbeschwerde einzulegen. 
 

200. Roetgen 
(Kreis 
Aachen) 

- Bürgerbegehren gegen einen 
Sendemast mit Richtfunktion „Auf 
dem Giersberg“ 

- 08.05.2002 
 
 

- 04.06.2002 
- unzulässig 
       Σ § 26 Abs. 3 S.2 Überschreitung der        
         Frist 

 Widerspruch wurde bisher noch nicht eingelegt. 

201. Würselen 
(Kreis  
Aachen) 

- Gegen den Ratsbeschluß „Schlie-
ßung des Freibades“ 

-  29.04.1996 

- 25.06.1996 
- unzulässig 
 Σ Kostendeckungsvorschlag  

--- 
--- 

Der eingelegte Widerspruch ist vom Rat zurückge-
wiesen worden. Die Bürgerinitiative hat auf die 
Klageerhebung beim VG verzichtet. 
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Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)
  

- Datum der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

 
202. Heimbach 

(Kreis Düren) 
- Erhalt der Komm. Doppelspitze bis 

zum 30.09.1999 
-  30.11.1995 

- 14.12.1995 
- unzulässig 
 Σ § 26 Abs. 5 Ziff. 1 GO 

--- 
--- 

Eilentscheidung Beschluss VG Aachen vom 
08.01.1996 (4 L 2084/95): Antrag auf Erlass einer 
einstweiligen Anordnung wurde abgelehnt. 
Hauptsache Gerichtsbescheid VG Aachen vom 
05.09.1996 (4 K 330/96): Klage gegen die Feststel-
lung der Unzulässigkeit wird abgewiesen. (Das VG 
hat Bezug genommen auf den Beschluss des OVG 
Münster vom 12.02.1996 – 15 B 134/96) 
 

203. Inden 
(Kreis Düren) 

-  Bau einer Grundschule 
-  09.07.1996 

- 18.09.1996 
Rat hat dem Bürgerbegehren entsprochen. 
 

--- 
--- 

Die Schule ist zwischenzeitlich errichtet. 

204. Titz 
(Kreis  
Düren) 

- Erhalt des Hallenbades in Titz  
- 10.10.2002 

- 21.11.2002 
- unzulässig 
      Σ Das Bürgerbegehren enthält nicht die      
     nach § 26 GO NW erforderliche „zur             
Entscheidung bringende Frage“ in               der 
erforderlichen Bestimmtheit. 
       Σ „Kostendeckungsvorschlag“ nach           
    den gesetzlichen Bestimmungen                  
nicht durchführbar bzw. unvollstän-            dig. 
 

 Widerspruchsverfahren, 
Bürgerinitiative wird wahrscheinlich gerichtliche 
Entscheidung beantragen 

205. Vettweiß 
(Kreis Düren) 

- Ton- u. Kiesabgrabungen im 
„Steinacker“ Vettweiß-
Müddersheim 

- 10.03.1997 
 

- 22.05.1997 
- unzulässig 
 Σ § 26 Abs. 5 GO NW  

--- 
--- 

 
 

206. Bedburg 
(Erftkreis) 

- Kein Rathausneubau mit Veran-
staltungshalle in Bedburg 

- 18.12.2000 

- 27.03.2001 
- unzulässig 
       Σ Die gestellte Frage ist nicht geeignet      
         an Stelle des Rates eine Angelegen-        
       heit der Gemeinde abschließend zu           

 Mit Bescheid vom 26.04.2001 sind die Vertreter 
über die Feststellung der Unzulässigkeit informiert 
worden. Gegen diesen Bescheid ist mit Schreiben 
vom 10.05.2001 Widerspruch eingelegt worden. 
Der Rat hat am 06.11.2001 den Widerspruch als 
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Bürgerbegehren 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Stadt/ 
Gemeinde/ 
Kreis - Thema /Fragestellung 

- eingereicht am (§ 26 Abs. 2 GO)
  

- Datum der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit durch den Rat 

- Ergebnis / Begründung 

 
Bürgerentscheid 
 
- Datum 
- Ergebnis 

 
Bemerkung 
(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

      entscheiden. 
       Σ § 26 Abs. 5 Nr. 6 
       Σ fehlender Kostendeckungsvor-                
        schlag 
 

zulässig aber nicht begründet zurückgewiesen. 
Gegen den am 15.11.2001 zugestellten Wider-
spruchsbescheid wurden keine Rechtsmittel einge-
legt. 

207. Brühl 
(Erftkreis) 

- Bau eines Straßentunnels unter 
Stadtbahnstrecke 

-       03.05.1995 

- 03.07.1995 
- unzulässig 

--- 
--- 

Zurückweisungsbescheide sind bestandskräftig 
geworden. 

208. 
 

Brühl 
(Erftkreis) 

- Errichtung einer Gesamtschule 
- 15.04.1996 

- 06.05.1996 
- unzulässig 
 Σ Fristablauf 
 

--- 
--- 

Widerspruch vom Rat zurückgewiesen, der Eilan-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
war in der 1. Instanz (Beschluss VG Köln vom 
03.07.1996 – 4 L 1208/96) und 2. Instanz (Be-
schluss OVG vom 25.07.1996 – 15 B 1730/96) 
erfolglos, die Klage im Hauptsacheverfahren wurde 
zurückgenommen. 

209. Frechen 
(Erftkreis) 

-„Sollen das Jugendzentrum Juka in 
der Kapfenbergerstr. 32 und das Ju-
gendheim Habbelrath in der Kloster-
straße 0 in ihrer bisherigen Form und 
Trägerschaft erhalten bleiben und 
damit der Frechener Ratsbeschluss 
vom 05.11.2002 aufgehoben wer-
den?“ 

- 05.02.2003 

- -18.02.2003 
- unzulässig 
       Σ Fragestellung entspricht nicht den           
    Anforderungen des § 26 Abs. 1  
       Σ Begründung nicht ausreichend 
       Σ Kein ausreichender Kostende-                
      ckungsvorschlag 

--- 
--- 

--- 

210. Hürth 
(Erftkreis) 

-  Umbau des Rathauses 
-  02.12.1996 

- 17.12.1996 
- zulässig 

- 13.02.1997 bis 
        16.02.1997 
- erfolgreich 
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211. Hürth 
(Erftkreis) 

- Aufhebung des Ratsbeschlusses 
zur Planung und Finanzierung der 
Straßenbahnlinie 19 

- 17.12.2001 
 

- 08.01.2002 
- unzulässig 

-  Gegen die Zurückweisung des Bürgerbegehrens 
wurde fristgerecht Widerspruch eingelegt. Hierüber 
ist zur Zeit noch nicht entschieden. 

212. Kerpen 
(Erftkreis) 

- Erhalt der Barbaraschule in Ker-
pen-Türnich und Nutzung als 
Grundschule 

- 08.08.1995 

- 19.09.1995 
- zulässig 
Rat hat nicht entsprochen. 
 

- 05.11.1995 
- nicht erfolgreich 
Die erforderliche Mehrheit 
von 25 % wurde nicht 
erreicht. 
 

 
 

213. Kerpen 
(Erftkreis) 

-  Erhalt der Stadtteilbäder 
-  27.03.1997 

- 13.05.1997 
- zulässig 

- 22.06.1997 
- nicht erfolgreich 
Die erforderliche Mehrheit 
von 25 % wurde nicht 
erreicht . 

 
 

214. Pulheim 
(Erftkreis) 

- „Soll der vom Erftkreis geplante 
Kreisverkehrsplatz in der Ortsmitte 
Stommelns verhindert und des-
halb die Zustimmung zum Bau 
von der Stadt Pulheim verweigert 
werden? 

- 04.07.2002 

- 16.07.2002 
- zulässig  
Rat hat nicht entsprochen 

- 12.09.2002 
- erfolgreich 

 

215. Wesseling 
(Erftkreis) 

- Verlagerung der Johannes-
Gutenberg-Schule 

-  08.05.1996 

- 21.05.1996 
- zulässig 
Rat hat nicht entsprochen. 

- 30.06.1996 
- nicht erfolgreich 
Die erforderliche Mehrheit 
von 25 % wurde nicht 
erreicht. 

 
 

216. Blankenheim 
(Kreis Eus-
kirchen) 

- Gegen die Bildung von Wahlbezir-
ken aus Anlass der Kommunal-
wahl 1999 

- 14.01.1999 

- 28.01.1999 
- unzulässig 
 Σ Fehlende Organkompetenz des Rates 

--- 
--- 

Mit Schreiben vom 05.03.1999 wurde gegen die 
Ablehnung Widerspruch erhoben. 
Der Widerspruch hat sich erledigt, da die Wahlbe-
zirke zwischenzeitlich neu gebildet wurden. 
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217. Euskirchen 
(Kreis Eus-
kirchen) 

- Bürgerinitiative „pro Stadtbus“  
       Die zum 01.09.2002 umgesetzten  
       Angebotsreduzierungen im             
    Stadtbusverkehr der SVE GmbH       
  sollen zurückgenommen werden 
- 21.05.2003 
-  

- 24.07.2003 (Entscheidung steht noch aus) 
- Verwaltung empfiehlt dem Rat, das Bür-

gerbegehren für unzulässig zu erklären 
 

  

218. Euskirchen 
(Kreis Eus-
kirchen) 

- Beschluß des Hauptausschusses 
vom 06.09.1995 zur Schließung 
der Veybachstr. wird aufgehoben. 

-  06.12.1995 

- 21.12.1995 
- zulässig 
Festlegung des Abstimmungstages auf den 
25.02.1996. 
 

- 18.08.1996 
- nicht erfolgreich 
Die erforderliche Mehrheit 
von 25 % wurde nicht 
erreicht. 
 

VG Aachen, 4 L 94/96: Eilantrag und Erör-
terungstermin beim VG Aachen am 01.02.1996, 
daraufhin hat der Rat am 21.03.1996 den Abstim-
mungstag auf den 18.08.1996 festgelegt. 

219. Hellenthal 
(Kreis Eus-
kirchen) 

- Auftrag für eine Durchführbarkeits-
studie zur Abwasserbeseitigung 

-  06.03.1996 

- 21.03.1996 
Rat hat dem Bürgerbegehren entsprochen. 

--- 
--- 

Nach Beanstandung durch den Gemeindedirektor 
hat der Oberkreisdirektor den Beschluß des Rates 
mit Verfügung vom 08.11.1996 aufgehoben. Ge-
gen die Aufhebungsverfügung hat der Rat am 
11.12.1996 Klage erhoben, die Klage wurde am 
17.07.1997 vom VG Aachen abgewiesen.  

220. Mechernich 
(Kreis Eus-
kirchen) 

- Gegen die Entscheidung des 
Rates vom 05.09.2001 hinsichtlich 
der Errichtung eines Erlebnisba-
des am Standort Firmenich (Zikku-
rat) 

- ? 

- 17.01.2002 
- unzulässig 
       Σ Bestimmtheitsgrundsatz  
        Σ Kostendeckungsvorschlag 

 Mit Schreiben vom 20.01.2002 haben die Vertreter 
des Bürgerbegehrens gem. § 26 Abs. 6 Satz 2 GO 
NRW gegen die ablehnende Entscheidung des 
Rates Widerspruch eingelegt. 
Der Widerspruch wurde vom Rat am 21.03.2002 
zurückgewiesen. 

221. Nettersheim 
(Kreis Eus-
kirchen) 

- Erhaltung des eingruppigen Kin-
dergartens in Nettersheim-
Bouderath 

- 26.06.1998 

- 15.09.1998 
- zulässig 
Der Rat hat am 15.09.1998 seinen Beschluss 
vom 12.05.1998 über die Aufgabe des Kinder-
gartens in Nettersheim-Bouderath aufgehoben. 
Dem Bürgerbegehren wurde damit entspro-
chen. 

--- 
--- 

 

222. Zülpich - Bau einer kulturellen Bürger-
b tätt   

- 22.05.1995 ---  
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begegnungsstätte  
-  13.04.1995 

- unzulässig 
 Σ Fristablauf 
 Σ Kostendeckungsvorschlag  
 

---  

223. Hückelhoven 
(Kreis Heins-
berg) 

- Soll die Stadt Hückelhoven die 
öffentliche Jugendhilfe in eigener 
Verantwortung übernehmen, d.h. 
ein Jugendamt einrichten? 

- 01.02.2000 

- 20.03.2000 
- unzulässig 
 Σ Kostendeckungsvorschlag unzurei-

chend, 
 Σ evlt. unzulässiger Eingriff in die innere 

Organisation der Stadtverwaltung 

 Gegen die Unzulässigkeit wurde am 12.04.2000 
Widerspruch eingelegt. Dieser wurde am 
26.09.2001 vom Rat der Stadt zurückgewiesen. Mit 
Schreiben vom 08.11.2001 wurde gegen den 
Widerspruchsbescheid Klage erhoben. Mehrheit-
lich hat der Rat in seiner Sitzung am 12.12.2001 
folgendes beschlossen: 
Die Verwaltung wird beauftragt, die organisatori-
schen Maßnahmen für die Übernahme der öffentli-
chen Jugendhilfe in eigene Trägerschaft  zum 
01.03.2003 einzuleiten. Des Weiteren sind die 
hierfür erforderlichen Kosten in einer Organisati-
onsstruktur aufzuzeigen, die systematische Einspa-
rungspotentiale beinhaltet.“ 
Die Eröffnung des städt. Jugendamtes erfolgte am 
01.01.2003. Die Klage wurde mit Schriftsatz vom 
09.01.2003 zurückgenommen. Am 10.01.2003 
wurde das Verfahren eingestellt. 

224. Selfkant 
(Kreis Heins-
berg) 

- Erstellung eines Verkehrskonzep-
tes für die Gemeinde 

-  17.10.1995 

- 28.02.1996 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wurde entsprochen. 

--- 
--- 
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225. Selfkant 
(Kreis Heins-
berg) 

- Die Verwaltung soll beauftragt 
werden, vom Land die Erstattung 
aller Kosten zu beantragen, die 
der Gemeinde Selfkant durch die 
Unterbringung von Asylbegehren-
den in den Jahren 1991, 1992 und 
1993 entstanden sind 

- 15.05.1998 
 

- 18.06.1998 (Entscheidung vertagt) 
- 22.09.1998 
- unzulässig 
 Σ Gemeindevertretung hat keine gesetzli-

che Zuständigkeit (§ 26 Abs. 5 Ziff. 8 GO 
NW) 

--- 
--- 

10.11.1998: Widerspruch der Antragsteller gegen   
                   den ablehnenden Bescheid 
08.02.1999: Klage beim VG Aachen  
!8.04.2000: Durch Beschluss des VG Aachen (4 K  
                   297/99) wurde das Verfahren einge-     
                   stellt. Die Klage wurde von den Initiato- 
                   ren des Bürgerbegehrens zurückge-     
                   nommen. 

226. Selfkant 
(Kreis Heins-
berg) 

- „Wollen Sie, dass der Rat der 
Gemeinde Selfkant sich zur 
Standortfrage des Neubaus der 
Mercator-Sonderschule für Gan-
gelt entscheidet und die Entschei-
dung für Geilenkirchen zurück-
zieht?“ 

- 10.10.2000 

- 02.11.2000 
Entscheidung des Rates vertagt. 
- 14.12.2000 
- unzulässig 
      Σ unzulässige Fragestellung 
      Σ kein Kostendeckungsvorschlag  

 Mit Schreiben vom 19.12.2000 wurde den An-
tragstellern die Entscheidung des Rates mitgeteilt. 
Widerspruch wurde nicht erhoben. Verfahren erle-
digt, da es beim  alten Standort geblieben ist. 

227. Wegberg 
(Kreis Heins-
berg) 

- Errichtung einer Bürgerhalle am 
Begegnungszentrum in städti-
scher Trägerschaft 

- 03.07.2001 

- 25.09.2001 
- zulässig 
Die Entscheidung darüber, ob dem Bürgerbe-
gehren entsprochen werden soll, wurde mit 
Einverständnis der Initiatoren zurückgestellt, 
bis der Rat einer Bürgerhalle in privater Trä-
gerschaft an einem anderen Standort ent-
scheiden konnte. 

 Unter Beteiligung der Initiatoren des Bürgerbegeh-
rens und der örtlichen Vereine wurde von der 
Verwaltung zusammen mit einem Investor und 
einem Betreiber einvernehmlich ein privatwirt-
schaftliches Konzept für eine Bürgerhalle erarbeitet 
und vom Rat am 19.03.2002 einstimmig gebilligt. 
Nach einer vorherigen Versammlung mit den Un-
terstützern erklärten die Initiatoren in der Ratssit-
zung am 19.03.2002 das Bürgerbegehren rechts-
verbindlich für erledigt. 

228. Oberbergi-
scher Kreis 

- Aufhebung eines Planungsbe-
schlusses des Kreistages des O-
berbergischen Kreises vom 
21.09.2000 zur Bestands- und Zu-
kunftssicherung von Schloss 
Homburg 

- 20.12.2000 

- 15.03.2001 
- zulässig 
Der Kreistag hebt seinen Planungsbeschluss 
auf. 
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229. Engelskir-

chen 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Gegen die Einführung von Park-
scheinautomaten 

-  29.11.1995 

Der Rat hat seinen ursprünglichen Beschluß 
über die Einführung von Parkscheinautomaten 
durch Beschluß vom 13.12.1995 aufgehoben. 

--- 
--- 

 
 

230. Engelskir-
chen 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Die Gemeinde soll die Bücherei-
en in Engelskirchen und Ründe-
roth weiter betreiben. 

- 25.02.2004 

- 17.03.2004 
- zulässig 
 

- Durchführung vom 
11. – 17.05.2004 

- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht, 
nur 13,3 %. 

 

231. Hückeswa-
gen 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Aufhebung des Ratsbeschlusses 
vom  05.04.2001 zur „Einrichtung 
von Kurzzeitparkplätzen in der Is-
landstraße“ 

- 11.05.2001 

- 19.06.2001 
- zulässig 
Rat verbleibt bei seiner Entscheidung vom 
05.04.2001 

- Durchführung vom 
28.08.2001 bis 
03.09.2001 

- nicht erfolgreich 
Quorum nicht erreicht (nur 
13,4 % Ja-Stimmen. 

 

232. Marienheide 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Erneute Einrichtung einer zweizü-
gigen Realschule 

-  07.03.1995 

- 28.03.1995 
- unzulässig 
 Σ Kostendeckungsvorschlag 

--- 
--- 

Es wurden keine Rechtsmittel eingelegt. 

233. Marienheide 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Erneute Einrichtung einer zweizü-
gigen Realschule 

-  06.02.1996 

- 07.05.1996 
- unzulässig 
 Σ Kostendeckungsvorschlag 
 Σ aufgrund der Bindungswirkung des 

Ratsbeschlusses vom 08.05.1990, die 
Realschule Marienheide aufzulösen (§ 26 
Abs. 3 GO), ist keine Antragstellung mög-
lich. 

--- 
--- 

Am 15.08.1996 wurde Klage beim VG Köln einge-
reicht. Das VG Köln hat mit Urteil vom 31.05.1999-
Az. 4 K 7677/96- die Klage als unzulässig und 
unbegründet abgewiesen. Am Rande enthält das 
Urteil Bedenken hinsichtlich des Finanzierungsvor-
schlags. Das Verfahren ist seit dem 29.07.1999 
rechtskräftig abgeschlossen.  

234. Reichshof 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Rückstellung der Neubau-
maßnahme einer 2-fach Turnhalle 
am Schul- und Sportzentrum E-
ckenhagen 

-  31.01.1997 

- 12.03.1997 
Die Betreiber des Bürgerbegehrens und die 
Gemeinde Reichshof haben sich auf einen 
Kompromiss geeinigt: die Gemeinde verpflich-
tet sich, unverzüglich mit der  Planung der 
Sporthalle zu beginnen, mit dem Ziel der Fer-

--- 
--- 

Die Turnhalle ist inzwischen fertiggestellt und wird 
genutzt. 
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tigstellung im Schuljahr 1998/1999, um den 
Zuschuss zu sichern. Im Gegenzug wird das 
Bürgerbegehren zurückgezogen. 
 
 
 

235. Waldbröl 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Ist ein Rathausneubau am Markt-
platz notwendig? 

- 28.11.1997 
 
zurückgezogen am 12.01.1998 

- Kein Ratsentscheid, da am 12.01.1998 
zurückgezogen 

Σ Das Begehren enthält nicht die nach § 26 GO 
erforderliche “zur Entscheidung zu bringende 
Frage” in der erforderlichen Bestimmtheit 
Σ Kostendeckungsvorschlag 
 
 

--- 
--- 

 

236. Waldbröl 
(Oberbergi-
scher Kreis) 

- Soll der vom Rat der Stadt Waldbröl 
durch Beschluss vom 22.10.1997 
beabsichtige Rathausneubau am 
Marktplatz unterbleiben, weil er 
nicht notwendig ist? 

- 19.01.1998 
 
 
 

- 21.01.1998 
- zulässig 

- 22.03.1998 
- erfolgreich 
Rathausneubaupläne am 
Marktplatz wurden aufge-
geben. 

 

237. Bergisch 
Gladbach 
(Rheinisch-
Bergischer 
Kreis) 

- Die Stadt Bergisch Gladbach soll 
entgegen dem Ratsbeschluss vom 
16.07.2002 wieder einen Vertrag 
mit der Verbraucherzentrale NRW 
abschließen und die Beratungs-
stelle in Bergisch Gladbach für die 
nächsten 5 Jahre mit jährlich 
60.000 € fördern 

- 13.09.2002 

- A. 10.10.2002 
- B. zulässig. 
Nach der vertraglichen Einigung zwischen der 
Stadt Bergisch Gladbach und der Verbraucher-
Zentrale NRW über die kommunale Förderung 
der Beratungsstelle Bergisch Gladbach für die 
Jahre 2003 bis 2005 wurde das Verfahren 
nach § 26 GO NW am 12.02.2002 durch Ver-
gleichsvertrag zwischen den Vertreterinnen 
und Vertretern des Bürgerbegehrens und der 
Stadt Bergisch Gladbach beendet. 
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238. Bergisch 

Gladbach 
(Rheinisch-
Bergischer 
Kreis) 

- Sind Sie gegen das geplante 
Cross Border Leasing-Geschäft 
(vermieten und zurück mieten) 
des Bergisch Gladbacher Abwas-
serwerkes (Klärwerk und Kanal-
netz) an einen amerikanischen In-
vestor/Trust? 

- 03.06.2003 
-  

- A. voraussichtlich am 17.07.2003   

239. Kürten 
(Rheinisch-
Bergischer 
Kreis) 

- Sollen wegen der enormen finan-
ziellen Tragweite die Bürger der 
Gemeinde Kürten über den Bau 
des Freizeit- und Erholungsbades 
befinden 

-  15.10.1995 

- 29.03.1996 
- unzulässig 
 Σ Kostendeckungsvorschlag 
 Σ weniger als 3 Vertreter auf jeder Unter-

schriftenliste benannt 
 Σ verfristet (Antrag vom 15.10.1995, Rats-

beschluß vom 29.09.1993) 
 

--- 
--- 

 

240. Kürten 
(Rheinisch-
Bergischer 
Kreis) 

- Soll die jährliche Verlustabde-
ckung von 1 Million und mehr € für 
das Splash-Bad der Gemeinde 
Kürten nicht mehr getragen wer-
den? 

-   z.Z. werden die erforderlichen Unterschriften für 
das Bürgerbegehren von den Initiatoren des Be-
gehrens gesammelt 

241. Leichlingen 
(Rheinisch-
Bergischer 
Kreis) 

-  Weg mit den Parkautomaten 
-  20.06.1996 

- 12.09.1996 
- unzulässig 
 Σ Das Bürgerbegehren richtete sich auf 

die Abschaffung der Entgeltlichkeit der 
Parkraumbewirtschaftung und nicht auf 
die Abschaffung der Parkraumbewirt-
schaftung im allgemeinen. 

--- 
--- 

Widerspruch wurde als unbegründet zurückgewie-
sen. Die von den Initiatoren des Bürgerbegehrens 
eingereichte Klage vor dem VG Köln blieb erfolg-
los. 
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242. Wermels-
kirchen 
(Rheinisch-
Bergischer 
Kreis) 

- Wir beantragen, an Stelle des 
Rates der Stadt Wermelskirchen 
über die Einführung eines Park-
raumbewirtschaftungskonzeptes 
in Wermelsirchen zu entscheiden. 
Das Bürgerbegehren soll die Fra-
ge klären, ob ein Parkraumbewirt-
schaftungskonzept in Wermelskir-
chen allein mit Hilfe einer Park-
scheibenregelung durchgeführt 
werden soll 

- 13.05.1996 

- 01.07.1996 
- unzulässig 
 Σ der dem Bürgerbegehren zugrun-

deliegende Antrag ist unbestimmt 
 Σ die nach § 26 Abs. 2 GO erforderliche 

Begründung ist nicht vorhanden 
 Σ Kostendeckungsvorschlag 
 Σ § 26 Abs. 5 Nr. 3 GO  

--- 
--- 

Widerspruch gegen die Unzulässigkeitsfeststel-
lung, Klageverfahren beim VG Köln wurde mit 
Beschluß vom 11.11.1997 (Az.: 4 K 434/97) einge-
stellt, da die am 16.01.1997 eingereichte Klage 
durch die Kläger zurückgenommen wurde. 
 

243. Wermels-
kirchen 
(Rheinisch-
Bergischer 
Kreis) 

- „Soll das vom Rat der Stadt be-
schlossene Parkraumkonzept für 
die Innenstadt in Wermelskirchen 
eingeführt werden?“ 

- 15.03.1997 

- 12.05.1997 
- zulässig 

- 29.06.1997 
- nicht erfolgreich 
Die erforderliche Mehrheit 
von 25 % wurde nicht er-
reicht. 

 

244. Wermelskir-
chen 
(Rheinisch- 
Bergischer- 
Kreis) 

- „Soll der Schwanenplatz umges-
taltet werden?“ 

- 17.06.2004 

- 12.07.2004 -   

245. Alfter 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Jährlicher Zuschuss von 25.000 € 
für die öffentliche Bücherei St. 
Matthäus Alfter, um die Reduzie-
rung des Medienbestandes und 
die Erhebung von Ausleihgebüh-
ren zu verhindern 

- 03.12.2002 

- 13.02.2003 
- unzulässig  
       ∑ Kostendeckungsvorschlag erfüllt            
     nicht die  Voraussetzungen des § 26            
 Abs. 2  GO NW 
        ∑ Materielle Unzulässigkeit gem. § 26      
       Abs. 5 Ziffer 3, da die Haushaltssat-           
  zung und Gebührenfragen ange-                   
sprochen sind 
 

 Widerspruch wurde von Vertretern des Bürgerbe-
gehrens fristgerecht eingelegt, die angekündigte 
Begründung steht noch aus. 
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sigkeit durch den Rat 
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(z.B. Ergebnis/Sachstand von gerichtlichen Verfah-
ren) 

 
 

246. Bad Honnef 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Soll der Ratsbeschluss vom 
20.02.2003 über die Schließung 
und den Verkauf des Hallenbades 
in allen Teilen rückgängig ge-
macht werden und die Stadt in der 
Gesellschafterversammlung der 
Freizeitbäder Grafenwerth GmbH 
beschließen, das Hallenbad ab 
dem Ende der Wintersaison 
2002/2003 (Mai 2003) bis Mai 
2004 stillzulegen? 

- 19.05.2003 

- 26.06.2003 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren wie folgt 
entsprochen: 
Der Ratsbeschluss vom 20.02.03 wird aufge-
hoben. Der Rat weist den Bürgermeister als 
Vertreter der Stadt in der Gesellschafterver-
sammlung der Freizeitbäder Grafenwerth 
GmbH an, in der Versammlung den Beschluss 
zu fassen, das Hallenbad ab dem Ende der 
Wintersaison 2002/2003 bis zum 31.05.2004 
stillzulegen. Damit erhalten Initiativen die Mög-
lichkeit, bis zu diesem Zeitpunkt Konzepte zu 
entwickeln. 
 
 
 

  

247. Eitorf 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Aufhebung der vom Rat am 
24.06.1996 beschlossenen Park-
gebührenordnung, Außerbetrieb-
nahme und Entfernung der Park-
scheinautomaten und Wiederher-
stellung des vorherigen Straßen-
bildes 

- 16.08.1996 

- 16.09.1996 
- unzulässig 
 Σ kommunale Abgabe i.S.d. KAG 
 Σ fehlende Begründung und Kosten-

deckungsvorschlag Vertretungs-
berechtigte wurden nicht benannt 

 Σ § 26 Abs. 4 GO NW  

--- 
--- 

 
 

248. Lohmar 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- „Ein neuer Rathausbau für die 
Stadt Lohmar wird nicht errichtet. 
Die Planungen werden sofort ge-
stoppt. Der Beschluß des Rates 
der Stadt vom 22.10.1996 zum 
Rathausneubau wird aufgehoben.“ 

  03.01.1997 

- 20.02.1997 
- zulässig 
Rat hat dem Bürgerbegehren nicht entspro-
chen. 

- ? 
- nicht erfolgreich 
Die erforderliche Mehrheit 
von 25 % wurde nicht er-
reicht. 
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ren) 

 
249. Meckenheim 

(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Sind Sie dafür, dass das Wohn-
baugebiet Merler Keil aufgekauft, 
erschlossen, verkauft und zügig 
bebaut wird, wie der Ratsbe-
schluss vom 24.03.1999 vorsieht? 

- 08.07.1999 

- 18.08.1999 
- unzulässig 
 Σ Fragestellung war nicht eindeutig 
 Σ verfristet 

--- 
--- 

Widerspruch gegen die Unzulässigkeitsfeststel-
lung. Das Widerspruchsverfahren ruhte, bis der Rat 
der Stadt über ein Bürgergutachten zum Wohn-
baugebiet „Merler Keil“ entschieden hatte.  
Dieses Bürgergutachten wurde der Stadt am 
31.08.2000 vorgelegt. Der Bebauungsplan wird im 
Sinne des Ergebnisses des Bürgergutachtens 
geändert. Die Stadt geht davon aus, dass der 
Widerspruch anschließend zurückgenommen wird.  
Inzwischen hat der Umwelt-, Planungs- und Ver-
kehrsausschuss des Rates der Stadt Meckenheim 
den Aufstellungsbeschluss für die 1. Änderung des 
Bebauungsplans „Merler Keil“  der Stadt Mecken-
heim gefasst. Es ist zu erwarten, dass der vorlie-
gende Widerspruch nach Rechtskraft der 1. Ände-
rung des Bebauungsplans zurückgenommen wird. 

250. St. Augustin 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Sind Sie für die unveränderte 
Fortführung der bestehenden 
Haupt- und Realschule im Schul-
zentrum St. Augustin-Menden in 
ihrer jetzigen Form und gegen die 
beabsichtigte jahrgangsweise Auf-
lösung der beiden Schulen zu-
gunsten einer Gesamtschule? 

-  03.12.1996 

- 18.12.1996 
Rat hat dem Bürgerbegehren entsprochen. 

--- 
--- 

 
 

251. St. Augustin 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- „Sind Sie für die Aufhebung des 
Ratsbeschlusses der Stadt 
Sankt Augustin vom 15.10.2003, 
die Kläranlage und die Abwas-
serkanäle an einen amerikani-
schen Investor / Trust zu über-
tragen (Cross-Border-Leasing-
Geschäft)? 

- 21.01.2004 
- unzulässig, unzureichender Kostende-

ckungsvorschlag 
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- 25.12.2003 
252. Troisdorf 

(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Soll die Stadt auf den Umbau aller 
bisher ampelgesicherten Kreu-
zungen im Zuge der Frankfurter 
Straße = Bundesstraße B 8 zu 
Kreisverkehren durch sie selbst 
oder durch Dritte verzichten? 

- 17.06.2002 

- 02.07.2002 
- zulässig 
Einvernehmliche Regelung mit den Bevoll-
mächtigten des Bürgerbegehrens, daher kein 
Bürgerentscheid 

  

253. Wachtberg 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Die Gemeinde erstellt ein Konzept 
zur ausschließlichen Förderung 
des heimischen Einzelhandels in-
nerhalb der Ortschaften. Die Ge-
meinde fördert in diesem Konzept 
nur Maßnahmen, die den heimi-
schen, innerörtlichen Einzelhandel 
unterstützen und zu einer Verbes-
serung der derzeitigen dezentra-
len Einkaufs- und Dienstleistungs-
standorte führen. 

-  12.07.1996 

- 09.09.1996 
- unzulässig 
 Σ § 26 Abs. 5 Nr. 6 GO NW  
 Σ Kostendeckungsvorschlag  

--- 
--- 

Widerspruch gegen die Unzulässigkeitsfeststel-
lung. Der Widerspruch wurde mit Bescheid vom 
19.03.1997 zurückgewiesen; 
Die Aktionsgemeinschaft hat Klage beim VG Köln 
erhoben. 
Die Klage wurde vom VG Köln am 09.09.1999 
abgewiesen. 

254. Windeck 
(Rhein-Sieg-
Kreis) 

- Die Gemeindewerke bleiben Ei-
genbetrieb der Gemeinde Wind-
eck. Sie werden weder ganz noch 
teilweise in die Betriebsführung 
eines privaten Betreibers überge-
ben. Die bisher durch den Eigen-
betrieb erwirtschafteten Über-
schüsse sollen weiterhin zum 
Wohle der Allgemeinheit verwen-
det werden. 

- 30.01.2003 

- 25.03.2003 
- unzulässig 
       Σ Erforderliches Quorum wird nicht            
     erreicht. 
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255. Bottrop - Bürgerbegehren “Schulraum für 
Haupt- und Realschulen gewährleis-
ten (das Bürgerbegehren richtet sich 
gegen den Ratsbeschluss vom 
08.06.1999, nach dem die Haupt-
schule Weilheim geschlossen und 
am Standort dieser Schule eine Re-
alschule gegründet werden soll) 

 

 
 

--- 
--- 

Der Rat der Stadt Bottrop hat in seiner Sitzung am 
23.11.1999 seinen Beschluss vom 08.06.1999, die 
Hauptschule Welheim zu schließen, aufgehoben. 
Die Grundlage für das vorgenannte Bürgerbegeh-
ren war damit entfallen; das Bürgerbegehren war 
beendet. 

256. Münster 
 
 

- Für den Erhalt der Fürstenberg-
hauptschule und der Fürstin von 
Gallitzin Realschule und gegen den 
Ratsbeschluß zur Errichtung einer 
städtischen Gesamtschule an die-
sen Standorten 

- 26.09.1996 

- 09.10.1996 
- zulässig 

- ? 
- erfolgreich 

Das Innenministerium des Landes NRW hatte die 
BR Münster angewiesen, den Ratsbeschluß vom 
09.10.1996 zu beanstanden. VG Münster (Be-
schluss vom 14.11.1996 - 1 L 1089/96) und OVG 
(Beschluss vom 15.11.1996 – 15 B 2861/96) ha-
ben im Verfahren nach § 80 (5) VwGO die auf-
schiebende Wirkung der Klage der Stadt Münster 
gegen die Verfügung der Bez.-Reg. v. 13.11.1996 
wiederhergestellt. Nach Aufhebung der kommuna-
laufsichtlichen Verfügung wurde die Hauptsache 
für erledigt erklärt. 
 

257. Münster - Aufhebung des Ratsbeschlusses 
zur Teilprivatisierung der Stadtwer-
ke Münster vom 14.11.2001 

- 14.02.2002 

- 16.03.2002 
- zulässig 
Bürgerbegehren wurde abgelehnt 

- ? 
- erfolgreich 
Die vom Rat beschlossene 
Teilprivatisierung der 
Stadtwerke ist somit ab-
gewendet. 

Die Herabsetzung der Mindestquote in § 26 Abs. 7 
GO von 25 auf 20 % war hier entscheidungserheb-
lich. Der Bürgerentscheid war mit einer Mehrheit 
von 20,67 % der Abstimmungsberechtigten erfolg-
reich. 
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258. Bocholt 
(Kreis Bor-
ken) 

- Keine Veräußerung von Geschäfts-
anteilen der Bocholter Wohnungs-
baugesellschaft mbH (BWG) 

- 30.01.2001 

- 28.03.2001 
- zulässig 

- 10.06.2001 
- nicht erfolgreich 
Das notwendige Quorum 
von 20% wurde nicht 
erreicht. 

 

259. Gescher 
(Kreis Bor-
ken) 
 

- Abschaffung von Parkscheinauto-
maten 

- 03.12.1996 

- 12.12.1996 
- zulässig 

- ? 
- erfolgreich 

 

260. Gescher 
(Kreis Bor-
ken) 
 

- Aufhebung der zeitlichen Sperrung 
der verkehrsberuhigten Zone In-
nenstadt 

-    16.12.1996 

-         12.02.1997 
-         zulässig 

- ? 
- nicht erfolgreich 

 
 

261. Gescher 
(Kreis Bor-
ken) 

- Die zeitliche Sperrung eines Teil-
stücks der Hauptstraße soll beibe-
halten werden 

- 17.03.2003 

-         26.03.2003 
-         zulässig 

- nicht erfolgreich 
Das notwendige Quorum 
von 20 % wurde nicht 
erreicht. 

 

262. Gronau 
(Kreis Bor-
ken) 

- Schließung einer Urananreiche-
rungsanlage und Schaffung um-
weltfreundlicher Arbeitsplätze 

- 24.04.1995 

- 17.05.1995 
- nicht zulässig 
 Σ „Eingriff in ein förmliches Verfahren“ 

§ 26 (5) Nr. 5 GO NW 

--- 
--- 

Widerspruch wurde vom Rat zurückgewiesen. VG 
Münster hat die Klage gegen die Feststellung der 
Unzulässigkeit mit Urteil vom 11.04.1997 
(1 K 2385/95) abgewiesen.Gegen das Urteil wurde 
Nichtzulässigkeitsbeschwerde eingelegt, die das 
OVG Münster mit Beschluss vom 17.09.1997 (15 A 
2717/97) zurückgewiesen hat. 

263. Heiden 
(Kreis Bor-
ken) 

- Gestaltung des südlichen Ortskerns 
- 26.04.1999 

- 08.06.1999 
- nicht zulässig 
 Σ Formvorschriften außer Acht gelassen 

  

264. Heiden - „Interkommunales Gewerbegebiet - 25.05.2004   
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(Kreis Bor-
ken) 

A 31 Borken-Heiden-Reken: Soll 
die Gemeinde Heiden die Planun-
gen für ein interkommunales Ge-
werbegebiet sofort einstellen?“ 

- 21.04.2004 

- unzulässig, entspricht nicht dem Be-
gründungserfordernis und ist inhaltlich 
nicht hinreichend bestimmt. 

265. Schöppin-
gen 
(Kreis Bor-
ken) 

- soll die Gemeinde Schöppingen 
Strukturhilfemittel aus BZA-Geldern 
v. d. Stadt Ahaus beantragen 

- 01.02.1996  

- 12.02.1996 
- zulässig  
 

-  ? 
- nicht erfolgreich 
Die Gemeinde Schöppin-
gen stellt keinen Antrag 
auf Auszahlung von Struk-
turhilfemitteln. 

 
 

266. Velen 
(Kreis Bor-
ken) 

- Erweiterung der Planung für die 
Zweifachturnhalle um ein Forum 
zur Mehrfachnutzung der Zweifach-
turnhalle für alle Vereine 

- 24.04.1995 

- 29.05.1995 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren zumindest 
teilweise entsprochen. 
 

--- 
--- 

 
 

267. Velen 
(Kreis Bor-
ken) 

- Beibehaltung der Doppelspitze 
- 16.11.1995   

- 18.12.1995 
- unzulässig 
 Σ § 26 (5) Nr. 1 GO NW 

--- 
--- 

Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren wurde vom 
VG Münster mit Beschluss vom 10.01.1996 (1 L 
1439/95) und vom OVG mit Beschluss vom 
12.02.1996 (15 B 134/96) die Ratsentscheidung 
vom 18.12.1995 zur Unzulässigkeit des Bürgerbe-
gehrens bestätigt. 

268. Coesfeld 
(Kreis Coes-
feld) 

- Bürgerbegehren gegen die flä-
chendeckende Einführung der Pa-
piertonne und für die modifizierte 
Beibehaltung des derzeitigen Ab-
fallentsorgungssystems 

- 23.08.2002 

- 19.09.2002 
- Der Rat hat dem Bürgerbegehren ent-

sprochen. 

  

269. Coesfeld 
(Kreis 

- „Soll der Schulbetrieb an den 
Schulstandorten der Grundschu-

- 29.01.2004 
- zulässig 

-  25.04.2004 
- nicht erfolgreich 
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Coesfeld) len Martinschule und Jakobi-
schule in Coesfeld weitergeführt 
werden?“ 

- 13.01.2004 

 

270. Havixbeck 
(Kreis Coes-
feld) 

- Regelung in der Hauptsatzung, 
wonach eine hauptamtliche Beige-
ordnete / ein hauptamtlich Beige-
ordneter gewählt wird, soll aufge-
hoben werden 

- 15.07.2002 

- 10.10.2002 
- unzulässig (§ 26 Abs.5 Nr.1  - Innere 

Organisation) 

 Gegen die Entscheidung des Rates über das 
Bürgerbegehren ist nach erfolglosem Wider-
spruchsverfahren Klage beim VG Münster einge-
reicht worden. Abschließende gerichtliche Ent-
scheidung steht noch aus. 
Das VG Münster hält das Bürgerbegehren gem. 
§ 26 Abs. 5 Nr. 1 für unzulässig. 

271. Lüdinghau-
sen 
(Kreis 
Coesfeld) 

- Soll die Stadt Lüdinghausen die 
in Ihrem Besitz befindlichen 
Grundstücke zwischen Stever-
wall und Borg, auf denen ein 
Parkhaus errichtet werden soll, 
an einen Investor für die Errich-
tung eines Parkhauses übereig-
nen oder verpachten?“ 

- 01.10.2003 

- 20.11.2003 
- unzulässig, 

Bebauungsplanangelegenheit  
(§ 26 Abs. 5 Nr. 5 GO NRW) 

 - Ablehnungsbescheid vom 01.12.2003 
- Widerspruch vom 22.12.2003 
- Ratssitzung am 17.02.2004, ablehnender 

Widerspruchsbeschei ergangen 
- Keine Klageerhebung 

272. Nottuln 
(Kreis Coes-
feld) 

- soll als einjähriger Versuch an 
Markttagen in der Zeit von 8.00 bis 
18.00 Uhr ein Teil des Ortskerns 
von Nottuln autofreie Zone sein? 

- 22.06.1995  

- 11.07.1995 
- zulässig 

- ? 
- nicht erfolgreich 
Der Ortskern Nottuln bleibt 
weiterhin an Markttagen 
für den Autovekehr geöff-
net. 

 
 

273. Nottuln 
(Kreis Coes-
feld) 

- Gegen den Verkauf des Rhodeplat-
zes an einen Investor 

- 14.02.1996 

- 07.03.1996 
- zulässig 

- ? 
- erfolgreich 
Rhodeplatz wird nicht 
verkauft. 
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274. Olfen 
(Kreis Coes-
feld) 

- Kein SB-Markt im Bereich „Alte 
Baumschule“ 

- 26.09.2000 

- 30.10.2000 
- unzulässig 

 Der Rat hat den Widerspruch gegen die Unzuläs-
sigkeit am 11.01.2001 zurückgewiesen. Klage ist 
beim Verwaltungsgericht Münster anhängig (Az.: 1 
K 445/01); das Verfahren wurde eingestellt, weil 
die Kläger die Klage zurückgenommen haben. 

275. Rosendahl 
(Kreis Coes-
feld) 

- Sanierung Denkmal „Torhaus Holt-
wick“ 

- 27.04.2001 

- 21.06.2001 
- zulässig 
Dem Bürgerbegehren wurde entsprochen. 

  

276. Kreis Reck-
linghausen 

- „Rettet den Flugplatz Loemühle“ 
- 30.04.2004 

- 07.06.2004 
- unzulässig nach § 23 Abs. 2 KrO (nicht 

hinreichend bestimmte und vollziehbare 
Fragestellung; kein ausreichender Kos-
tendeckungsvorschlag). 

  

277. Castrop- 
Rauxel 
(Kreis 
Reckling-
hausen) 

- „Erhalt des Wildgeheges 
Grutholz“ 

- 28.06.2004 

- 08.07.2004 
- zulässig, dem Bürgerbegehren wurde 

entsprochen. 

  

278. Datteln 
(Kreis Reck-
linghausen) 

- Bürgerbegehren zum Bau einer 
Sport- und Mehrzweckhalle für das 
Comenius-Gymnasium 

- 09.10.2002 

- 13.12.2002 
- zulässig 
Mit Ratsentscheidung vom 19.02.2003 wurde 
dem Bürgerbegehren entsprochen. 

  

279. Datteln 
(Kreis 
Reckling-
hausen) 

- „Stopp der Ansiedlung weiterer 
Verbrauchermärkte in Datteln“ 

- 29.01.2004 

- 31.03.2004 
- unzulässig wegen formaler Fehler 

  

280. Gladbeck 
(Kreis Reck-
linghausen) 

- Beibehaltung der regelmäßigen 
Sperrgutabfuhr 

- 09.02.2000 

- 13.04.2000 
- zulässig 

- 18.06.2000 
- nicht erfolgreich 
Mehrheit nach § 26 Abs. 7 
GO nicht erreicht 

Die Klage beim VG Gelsenkirchen gegen die 
Nichtzulassung der Briefwahl wurde durch Be-
schluss vom 31.05.2000 abgewiesen (Az. 15 L 
1079/00 

281. Marl - Erhalt des städtischen Klinikparkes - 19.03.1998   
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(Kreis Reck-
linghausen) 

statt Bebauung mit mehreren Wohn-
gebäuden 

- 12.02.1998 

- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren entsprochen. 

282. Marl 
(Kreis Reck-
linghausen) 

- Westerweiterung des Chemieparks, 
Erhalt der Schlenkersiedlung 

- Anfang 2002 

- 24.04.2002 
- unzulässig 
 

 Rat hat das Bürgerbegehren als zulässig erachtet; 
Beschluss ist nach Beanstandung durch den Bür-
germeister vom Rat bestätigt worden. Landrat hat 
den Ratsbeschluss mit Verf. v. 17.07.2002 aufge-
hoben. 

283. Reckling-
hausen 
(Kreis Reck-
linghausen) 

- Fahrradfreundliche Stadt Reckling-
hausen 

-    01.12.1995 

-      unzulässig 
-      22.04.1996 
 Σ Bürgerbegehren zu unbestimmt 

--- 
--- 

Der Rat hat den Widerspruch gegen die Unzuläs-
sigkeit am 28.10.1996 zurückgewiesen. 
Das VG Gelsenkirchen hat die Klage mit Urteil vom 
27.11.1998 (15 K 470/97) abgewiesen. Die Ent-
scheidung ist rechtskräftig. 

284. Reckling-
hausen 
(Kreis Reck-
linghausen) 

- Kein weiterer Kohleabbau in Reck-
linghausen 

- 29.05.2000 

- 19.06.2000 
- unzulässig 

  

285. Reckling-
hausen 
(Kreis Reck-
linghausen) 

- Bürgerbegehren gegen den Ratsbe-
schluss, das Recklinghäuser Ab-
wassernetz in eine CBL-Transaktion 
einzubringen 

- 27.01.2003 

- 31.03.2003 
- unzulässig 

 Gegen die Entscheidung des Rates zur Zulässig-
keit des Bürgerbegehrens ist ein Widerspruch nicht 
erhoben worden. 

286. Emsdetten 
(Kreis Stein-
furt) 

- Bürgerbegehren über die zukünftige 
Nutzung des Gebäudes der Käthe-
Kollwitz-Schule unter Aufhebung der 
Ratsentscheidung vom 20.12.2001 

- 14.02.2002 

- 16.07.2002 
- unzulässig 

-  Rat der Stadt hat das Bürgerbegehren wegen 
fehlenden Finanzierungsvorschlags als unzulässig 
erachtet. 

287. Ibbenbüh-
ren 
(Kreis 
Steinfurt) 

- „Sind Sie dafür, dass die Müllab-
fuhr in Ibbenbühren weiterhin in 
städtischer Regie durchgeführt 
und die europaweite Ausschrei-

- 28.04.2004 
- zulässig 

Der Rat hat dem Bürgerbegehren nicht 
entsprochen.    

- 04.07.2004 
- erfolgreich 
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bung zur Privatisierung gestoppt 
wird?“ 

- 25.02.2004 
288. Ladbergen 

(Kreis Stein-
furt) 

- Soll die Dorfstraße (wie vom Rat 
vorgesehen) mit Natursteinpflaster 
zurückgebaut werden? 

- 25.09.1998 

- 01.10.1998 
- zulässig 

- 13.12.1998 
- erfolgreich 
Die Straße wird nicht mit 
Natursteinpflaster zurück 
gebaut. 
 

 

289. Ladbergen 
(Kreis 
Steinfurt) 

- „Soll in Ladbergen eine Skateran-
lage gebaut werden?“ 

- 04.04.2000 

- 13.04.2000 
- zulässig 

Der Rat hat dem Begehren entsprochen. 
 

-  Wegen fehlender Fördermittel ist die Skateran-
lage doch nicht gebaut worden. 

290. Lienen 
(Kreis 
Steinfurt) 

- Unterbringung der Fundtiere 
- 20.11.2003 

- 08.12.2003 
- unzulässig wegen Verstoßes gegen § 26 

Abs. 5 Nr. 9 GO NRW i.V.m. § 183 Satz 1 
BGB 

-   

291. Metelen 
(Kreis Stein-
furt) 

- Soll eine Teilfläche von ca. 4.500 qm 
aus den im Eigentum der Gemeinde 
Metelen stehenden Grundstück der 
Gemarkung Metelen, Ecke Nordring-
Ochtruper Straße, zu einem Kauf-
preis von 25,00 DM pro qm an die 
Eheleute Becker (Straße, Wohnort) 
veräußert werden? 

 

- 03.05.1999 
- zulässig 

- ? 
- nicht erfolgreich 
Dem Ratsbeschluss vom 
22.03.1999 entsprechend 
wird das Grundstück an die 
Inhaber des Landhandels 
Pier veräußert. 

 

292. Mettingen 
(Kreis 
Steinfurt) 

- Erhalt des alten Tunnels unter der 
Bahnhofstraße 

- ??? 

- 06.05.1998 
- unzulässig, wegen fehlendem Kosten-

deckungsvorschlag. 

-   
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293. Neuenkir-
chen 
(Kreis Stein-
furt) 

-     Erweiterung der Kläranlage 
-     04.12.1997 

- 17.12.1997 
- unzulässig 

--- 
--- 

Der Antrag auf Gewährung einstweiligen Rechts-
schutzes wurde vom VG Münster mit Beschluss 
vom 04.12.1997 (1 L 1528/97) abgelehnt. Das VG 
Münster hat die Unzulässigkeit des Bürgerbegeh-
rens durch Entscheidung vom 02.03.1998 (1 L 
98/98) bestätigt. 
 

294. Ochtrup  
(Kreis Stein-
furt) 

- Sollen weiterhin städtische Mittel für 
den geplanten Durchstich Schüt-
zenstr./Nienberger Damm veraus-
gabt werden? 

- 16.08.1998 
-  

- 10.09.1998 
- zulässig    

- ? 
- nicht erfolgreich 
Für den zuvor genannten 
Zweck können städt. Mittel 
eingesetzt werden 

 

295. Ochtrup 
(Kreis Stein-
furt) 

- 1: Bürgerbegehren zum van Delden 
Projekt: Kauf des van Delden-
Geländes mit Unterstützung des 
Landes und Nutzung zur Gewer-
beansiedlung 

- 23.03.2001 
 
 

- 29.03.2001 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren entspro-
chen. 

  

296. Ochtrup 
(Kreis Stein-
furt) 

- 2. Bürgerbegehren zum van Delden 
Projekt: Kosten, die über die im 
Sanierungsgutachten genannten 
5,6 Mio. DM hinausgehen, sollen 
nicht zu Lasten des städt. Haushal-
tes gehen 

- 18.06.2001 
 

- 28.06.2001 
- unzulässig 

  

297. Saerbeck 
(Kreis Stein-

- Bürgerbegehren gegen die Ent-
scheidung, ein 4-Familien-
W h h  fü  A lb b   

- 13.03.2003 
- unzulässig 

 Widerspruch wurde vom Rat zurückgewiesen. 
Hiergegen ist Klage beim VG Münster erhoben 

d   
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furt) Wohnhaus für Asylbewerber zu er-
richten 

- 13.02.2003 
 

worden.  
Vergleich vor dem VG Münster am 11.02.2004; 
Klagerücknahme der Vertreter des Bürgerbe-
gehrens. 

298. Ahlen 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- „Soll die Stadt Ahlen alleinige 
Gesellschafterin der Stadtwerke 
Ahlen GmbH bleiben?“ 

- 30.10.2003 

- 30.03.2004 
- zulässig 

Ein Bürgerentscheid 
wurde nicht durchge-
führt. 

- Nach der Entscheidung über die Zulässig-
keit    hat der Rat in seiner Sitzung am 
30.03.2004       auch den Teilverkauf von 
Geschäftsanteilen      der Stadtwerke Ahlen 
GmbH beschlossen. 

- Mit dem Verkauf der Anteile entfiel der 
Gegenstand des Bürgerbegehrens. 

299. Beckum 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- unverzügliche Vergabe der Sanie-
rung der Wassertechnik im Freibad 
Beckum 

- 16.08.2001 

- 05.09.2001 
- zulässig 
Bürgerbegehren wurde abgelehnt. 

- 18.11.2001 
- erfolgreich 
Sanierung ist entsprechend 
dem Bürgerentscheid in 
Angriff genommen worden. 

 

300. Drensteinfurt 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- Soll die Wasserfläche des Erlbades 
in der bisherigen Form und Größe 
beibehalten werden? 

- 19.04.1996 
 

- 29.04.1996 
- zulässig 
Der Rat hat dem Bürgerbegehren entsprochen 

  

301. Everswinkel 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- „Soll das Museum „Bauernhof 
liv(f)e trotz desolater Finanzlage 
der Gemeindekasse gebaut wer-
den?“ 

- 08.10.2003 

- 09.10.2003 
- unzulässig wegen Verfristung 

 - Entscheidung des Rates vom 09.10.2003 
auf Unzulässigkeit wegen Verfristung 
(Bürgerbegehren richtet sich gegen den 
Durchführungs- und Finanzierungsbe-
schluss des Rates zum Bau des Museums 
vom 10.07.2002  

- Widerspruch vom 06.11.2003 
- Ratssitzung am 16.12.2003; ablehnender 

Widerspruchsbescheid 
- Keine Klageerhebung 
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302. Oelde 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- Bereitstellung eines Zuschusses i. 
H. v. 500.000,-- DM zur Errichtung 
eines Kunstrasenplatzes aus Rück-
lagemitteln an den TV Jahn 

- 07.02.1995 
 

- 20.02.1995 
-  zulässig 
 

- 14.05.1995 
- nicht erfolgreich 
Zuschuß wird nicht ge-
währt. 
 

 
 

303. Ostbevern 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- Bau der neuen Grundschule mit 
Turnhalle und Schulsportfreianlage 
im Nordwesten Ostbeverns (Nähe 
Haarhaus) 

- 14.11.1995 

- 30.11.1995 
- zulässig 

- 28.11.1996 
- nicht erfolgreich 
Die neue Grundschule 
wird nicht im Nordwesten 
Ostbeverns gebaut. Die 
neue Schule wird einem 
Ratsbeschluß entspre-
chend auf den Beverwie-
sen gebaut. 
 

 
 

304. Telgte 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- Beibehaltung von Fußgängerzonen 
und verkehrsberuhigten Bereichen 
in der Telgter Innenstadt, Ergreifen 
von verkehrslenkenden Maß-
nahmen 

- 24.04.1995 

- 18.05.1995 
- zulässig 

- 02.07.1995 
- erfolgreich 
Die Fußgängerzonen und 
verkehrsberuhigten Berei-
che in der Telgter Innen-
stadt werden beibehalten. 
Es werden verkehrs-
lenkende Maßnahmen 
ergriffen, damit der Auto-
verkehr nicht in die Rand-
bereiche der Altstadt 
verdrängt wird. 
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305. Warendorf 
(Kreis Wa-
rendorf) 

- Aufhebung des Ratsbeschlusses 
zur Einführung der Papiertonne 
vom 08.11.2001 

- 06.02.2002 

- 21.03.2002 
- zulässig 
Bürgerbegehren wurde abgelehnt. 

- 28.04.2002 
- erfolgreich 
Ratsbeschluss vom 
08.11.2001 wurde aufge-
hoben. 

 

 


